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UBERSErZtJNG. 

KONIGREIC'iI BELGIEN . 

GUTACHrEN DES STAATSRATES. 

Der STAATSRAT, Gesetzgebungsabteilung, achte Kammer, der a~ 
21. ~ai 1986 van dem Gemeinschaftsmir~ster ~Jr Jugend, Ständige Weiter­ 
bildlli~g, Kulturerbgut und Medien der Deutschsprachigen Gemeinschaft ~~ 
die Abgabe eirJ.es Gutachtens über einen Vorentwurf eines Dekretes "zur 
Regelur.cg des Schutzes der DeY1J<mäler, Ensembles und Landschaften" ç;ebeten 
wurde, hat am 9. März 1988, - nachdem er die A~elegenheit in den Sitzlli~gerJ. 
vam 1. April 1987, 15. April 1987, 29. April 1987, 20. Mai 1987,27. Mai 1987 
und 1. Juli 1987 untersucht hat, - folgendes Gutachten angenommen : 
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llfr..ALT DES ENT1tJUPFS LW ZUSTANDIGKEIT DER 

DEUTSCP.3PRACHIGEN GEMEnJSCP.AFI'. 

Der ~~twurf zielt auf die Einführung einer für die Deutsch­ 
sprachige Gemeinschaft geltenden eigenen Regelung in bezug auf die Unter­ 
schutzstellung von Derlkmälern, Ensembles und Landschaften ab, einer Regelung, 
die das zur Zeit noch für diese Gemeinschaft geltende Gesetz vam 7. August 
1931 1Ïber die Erhaltung der Den1<rnäler und Landschaften ersetzen soll. 
Der Enti'.urf enthält ausserdem eine detaillierte Regelung in bezug auf die 
Bezuschussur~ der Unterhalts-, Konsolidierungs- und Restaurierungsarbeiten, 
die an endgültig geschützten Gütern ausgefüb~t werden, eine Regelur~, die 
den Erlass mit Ver-ordnungschar-akt.er- vorn 13. Juni 1983 zur Bezuschussung van 
Arbeiten an den unter Denkmalschutz stehenden Gebäuden, der zur AusfÜhrUng 
des vorgenannten Gesetzes vam 7. August 1931 verabschiedet Wlirde, ersetzen 
soll. Schliesslich Wlirden in den Entwurf noch einige Vorschriften hinsicht­ 
lich der archäologischen Grabungen und F'unde und des Anbringens von Werbung 
auf unter Schutz gestellte Güter aufgenommen. 

Im Prinzip findet die Deutschsprachige Gemeinschaft die Zuständig­ 
keit, diese verschiedenen ftngelegenheiten zu regeln, in Artikel 4, § 1, des 
Gese'tzes vom 31. Dezenlber 1983 über institutionelle Reformen für die Deutsch­ 
sprachige GemeD1schaft in Verbindur~ mit Artikel 4, 4°, des Sondergesetzes 
vorn 8. Au~~st 1980 zur Reform der Institutionen. In letztgenannter Best~,ur~ 
wird "das Kulturerbgut" als kulturelle Angelegenheit angesehen , die zur 
Zuständigkeit der Gemeinschaften gehört. Passt die eine oder andere Best~umung 
des Entwurfs nicht in diese Zuständigkeit hinein, so wird das bei der Unter­ 
suchung der betreffenden Bestimmung erwähnt werden. 
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ALLGEMEINE BEMERKt.JNG&\J. 

1. Die niederländische UbersetzUD~ des Entwurfs lässt sprachkundig 
viel zu wür2chen übrig und ist auch unvollständig (so wurde z.B. der letzte 
Absatz von Artikel 3 nicht übersetzt). Es wird in der Regel aber auf den 
r~ederlä~dischen Text nicht weiter geachtet werden, da nur der deutsche 
Text authentisch sein wi_nj und da der niederländische und der französische TE .. 
demzufolge nur den Wert einer Ubersetzung haben werden (siehe die Pœtikel 44 
und 46 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 in Verbindung mit Artikel 43 des 
Sondergesetzes vom 8. August 1980). So wird auch in den Hinweisen auf eine 
Unterteilung eines Artikels oder eines Paragraphen nur der deutsche Text 
berücksichtigt werden - auch in den Fälle~ L~ denen die Einteilung der 
r~ederländischen Ubersetzur~ da~t nicht übereinstLTITIt (siehe z.B. Artikel li 

2. Der Entwurf enthält verscr.1edene Kornpetenzübertragur~en an einen 
bestimmten Gemeinsehaftsminister. Das Aufnehmen soleher Kcmpetènzüber-tr'egung 
in ein Dekret läuft Artikel 69 des Sondergesetzes vom 8. Aug~st 1980 zuwide: 
der auf'grund von Ar-t.ike.l 51 des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 aueh f'ür die 
Deutsehsprachige Gemeinsehaft gilt. Laut dieser Bestimmung besehliesst nä~~i 
jede Exekutive kOllegial unbeschadet der von ihr bewilligten Kompetenzüber­ 
tragungen, so dass es nicht dem Rat zusteht, einem Mitglied der Exekutive 
Zuständigkeiten zu übertragen. Alle im Entwurf enthaltenen Kompetenzüber­ 
t.r-agungen an einen Gemeinschaftsminister müssen demzufolge durch eine Uber- .. 
tragung an die Exekutive ersetzt werden. Ubertragungen ~ einen Gemeinschaft 
minister werden ihren Ursprung nur in einem allgemeinen Ubertragungserlass - 
r11r die hier behandelten Angelegenheiten ggf. durch spezielle Regelur~en 
ergänzt oder ersetzt - finden können, den jede Exekutive sich aus Gründen 

sieht ZIJ. verabschieàen. 

. ., / ... 
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UNTERSUC:rIGl}jG DES TE.'ITES. 

Titel. 

Der Titel des Entwurfs gibt dessen Inhalt unvollständig wieder, 
da er die Vorschriften hinsichtlich der Ausgrabur~en und Funde nicht 
erwähnt. Der folgende Titel würde dieser Kritik nicht ausgesetzt sein 
"Entwurf eines Dekretes über den Schutz der Denkmäler, Ensemb.les und 
Lanschaften und zur Regelung der archäologischen Ausgrabungen und Funde". 

Kapitel l Allgemeines. 

Artikel 1. 

Diese Best~~ ist nicht unerlässlich, da ein Dekret des 
Pates der Deutschsprachigen Gemeb'1schaft selbstverstä'1dlich nur ~ar diese 
Gemeinschaft gelten kann. 

Legt man dennoch Wert auf Beibehaltur~ von Artikel 1, so m~ss 
er ITát der Erwäbnur~ ergänzt werden, dass der Entwurf auch Vorschri~ten in 
be~ug auf Ausgrabungen und Funde enthält. Ferner schreibe man auch "auf dem 
Gebiet der Deutschsprachigen Gemeinschaft" statt "in der Deutschsprachigen 
Gemeinschaft". 

Artikel 2. 

1. Aus dem in der zvleiten a11gemeinen Bemerkung angegebenen Gr.mde 
ist die Definition dessen, was unter "Minister" zu verstehen ist, auszu­ 
lassen. 

. .. / ... 
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2. Die Definitionen van "Denkma.l " , "Landschaf't." und "Ensemb.le" 
IDÜssen besser voneinander getrenDt werden. 

Definitionen dienen dazu, Begriffe voneinander zu unterseheiden, 
so dass es selbstverständlieh nicht möglieh ist, für zwei Termir~ eine ge­ 
meânsame Definition zu geben (wie im Entwur-ï' für "Denkmaf'' und "Landschaft" ) , 
es sei denn, es handelt sieh urn Synonyme. 

DenkwBl und Landschaft sind aber deutlieh keine Synon~me : 
eL'1 Denkmal besteht in der Regel nur aus einem einzigen Gut oder Bau, 
während sieh eine Landschaft hingegen gewöhnlieh aus einer ganzen Heihe 
unbeweglieher Güter, die ausserdem meistens verschiedenen Ei~entümern gehören: 
zusammensetzt. Ein durehaus zwingender Grund, WIl die Begriffe "Denkma I" 
und IlLandsehaft" auseinanderzuhalten, liegt darin, dass sie keiner identise~er 
reehtliehen Regelur~ unterliegen : die Vorschriften des Entl~fs in bezug 
auf den Abbrueh des Untersehutzstellungsverfahrens (Artikel 8), die Ent­ 
eignung eines gesehützten Gutes (Artikel 19) ader die Bezusehussung van 
Arbeiten an einem gesehützten Gut (Artikel 22 lli'1d ff.) sind - im Gegensatz 
zu dem, WaS für die Denkrnäler der Fall ist - nicht auf die Landschaften in 
ihrer Gesamtheit, sondern auf Ilin einer endgültig gesehützten Landschaft 
gelegene unbewegliehe Güter" ameendbar , was folglich impliziert, dass in 
bezug auf Enteignung und Bezusehussung van Arbeiten nicht alle Güter, die 
die gesehützte Landschaft bilden, notwendigePdeise auf die gleiehe Weise zu 
behandeln sind. 

Der Unt er-schi.ed zwisehen einer "Landscnaf't" und einem "Ensemble" 
ist ebensowenig deutlieh abgegrenzt. Die UW~ehreibung "Gruppierung meb~erer 
unbeweglicher miter, die ein zusamnenhän.gendes GaDzes bildenll, die den Kern 
der Defir~ticn des Fnsembles ausmacht, kÖllnte sieh rBmlieh aueh auf eine 
Landschaft beziehen. Die Definition des Enserrbles entspricht sc~it a~ch 
nicht dem Erfordernis, dem zufolge eine Definition ermögliehen muss, den 
definierten Segriff van anderen Begriffen zu unterseheiden. Auch hier gilt 
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als zwingender Grund, um die zwei Begriffe auseinander~~alten, die Tat­ 
sache, dass der Entwurf die Landschaft und das Ensemble nicht einer 
identischen reehtlichen Regel~~ unte~~ft : die dureh den Entwurf gebo­ 
tene Mögliehkeit, die Enteignung oder die Bezusehussung von Arbeiten auf 
einige Güter zu besehränken, die zusammen eine gesehützte Landschaft bilden, 
besteht r.ieht hinsichtlieh der unter Sehutz gestellten Ensembles oder 1~rd 
jedenfalls nicht formuliert. 

Für eine deutliehere Abgrenzung dessen, was unter "Denkmal", 
"Landschaft" bzw. "Ensembletl zu verstehen ist, kÖflnte man sieh von der 
Weise inspirieren lassen, wie Artikel 1, a), des Dekrets der Französisehen 
Gemeinsehaft vom 17. Juli 1987 über den Sehutz des unbeweglichen Kulturerb­ 
gutes der Französisehen Gemeinsehaft die Begriffe "monument", "ensemble 
arer..iteetural" und tlsite" \..Ul1Sehreibt, was natürlieh nicht bedeutet, dass 

die Erklä.~ dessen, was ein Ensemble alles umfassen karn, nicht L~ Entwurf 
bleiben darf. Naeh dem Beispiel des genarmten Artikels 1, a), könnte auch 
in dem hier untersuehten &~twurf ein für die drei Definitionen geItender 
einleitender Satz, in dem die verschiedenen möglichen Grlinde des Schutzes 
aufgezählt werden, dem vorangestellt werden, was die eigentliehen DefL~itionen 
von "Denkmal " , "Landschaf't " und "Ensemo'le" voneinander unterseheidet : somit 
könnte die störende Wiederholung dieser GrÜDde in jeder Definition.vermieden 
werden. 

3. Was in der Definition des "Siehtbereiehs" mit den Worten "und/oder 
der Umkreis von 200 Metern" gemeint wird, muss verdeutlieht werden. 1tleist 
der Gebraueh der Alternative "und/oder" (einer Alternative, die man in 
normativen Texten am besten nicht benutzen solI te) auf eL~e Ermessensfreihei~ 
der Behörde hin? Falls ja, wie weit reicht diese Ermessensfreiheit? Ist 
es aussercerc ni.cht üèe~t~iebe~, auch 'Jon dem Sichtbereich einer Landschaf't 

zu sprechen ? 
... I ... 
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Eine genaue umscr~eibung dessen, was unter Sichtbereich zu ver­ 
stehen ist, und die Angabe der Reichweite der diesbezüglichen Ermessens­ 
freiheit der Behörde sind urn so notwendiger, weil die Rechtsfolgen, die der 
Entwurf mit der Tatsache verbindet, dass ein Gut sich im Sichtbereich eines 
geschützten Derllimals, ei.l1es geschützten Ensembles oder einer geschützten 
Landschaft befindet, bedeutend sind: Handlungen in bezug auf diese Güter, ~Ur 
die eine städtebauliche Geneh~gung erforderlich ist, unterliegen zur W8~~ 
der mit dem gegenwärtig vorgelegten Entwurf verfolgten Zwecke einem zusätz­ 
lichen Einverständnis der Exekutive der Deutschsprachigen Gemei.~schaft 
(ft~tikel 15); in einem Sichtbereich gelegene Güter können enteignet werden, 
wenn sie nach Ansicht der De~lmBl- und Landschaftsschutzkornmission den ästhe­ 
tischen Wert des betreffenden geschützten Denkrrals mindern (Artikel 19); 
die AnbringuIl.g 'Ion VJerbung innerhalb des Sichtbereichs eines geschützten 
Denkmals, eines geschützten Ensembles oder einer geschützten Landschaft karn 
durch die Exekutive geregelt werden (Artikel 35). 

4. Es ist überflüssig, in Kapitel l zu definieren, was unt.er- 
"provinzialen Behörden", "lokalen Behörden", "Einkornmen" bzw. "Person zu 

Lasten" zu verstehen ist, da jeder dieser Termini nur in einem Artikel des 
Ent~xrfs vorkommt, ~1Lmlich der erste i.~ Artikel 24, der zweite in A~tikel 25 
und die beiden letzten in &_rtikel 27. Es wä:r'e einfacher - und würde auch der 
Lesbarkeit des Entwurfs zugute kommen - wenn in den Artikeln 24 und 25 selbst 
bestimmt würde, auf welche juristische Personen jeder dieser Artikel &~wendung 
findet (urn so mehr, weil die ITanderen juristischen Personen", von denen ir: der 

Definition der lokalen Behörden die Rede ist, keine lokalen Behörden sind und 
folglich nicht in diese Definition hineinpassen), und wenn in Artikel 27 
bestimmt würde, was für die Anwendung dieses Artikels unt.er- "Einkommen" und 
"Person zu Lasten" zu verstehei1 ist. 

. .. / ... 
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In der Def'Irrit.Lon des "Einkonmens" w..J'd untersehieden, je nach­ 
dem der Antragsteller verheiratet ist oder nicht. Ist er verheiratet, so 
werden die der Steuer der r~türliehen Personen unterliegenden EinkÜnfte 
beider Ehegatten ber~eksiehtigt. Es illÜsste hier verdeutlieht werden, ob 
die Einkünfte der Ehegatten nur zusanmengelegt werden, weil und in dem 
~~sse, wie dies unter Anwend~~ der Gesetzgebung über die Steuer der D2tür­ 
lichen Personen erfolgt, oder ob diese Einkünfte für die Anwendung von 
ftxtikel 27 des Ent,~fs - ungeaehtet der diesbezügliehen Bestimmungen der 
Steuergesetzgebur~ - stets zus&~engelegt werden IDÜssen. 

Kapitel II Die Königliehe Deruanal- und Landsehaftssehutzkommission. 

1. Dureh den einzigen Artikel des Kapitels II wird die Deutsehspraehige 
Abteilung der Königlichen Denkmal- und Landsehaftssehutzkonmission beauftragt, 
neben den Auf'gaben , die ihr dur-ch frühere Gesetzgebungen zugewiesen wurden, 
neue Aufgaben auszufÜhren. 

Es ist hier darauf hinzuweisen, dass die Königliehe Deruanal- und 
Landsehaftsschutzkommission - abgesehen von der Frage, welches Sehieksal ihr 
aIs unitariseher Eir~iehtung infolge der Staatsreformen von 1970 und 1980 
besehieden worden·ist - nie eine Deutschspraehige Abteilung umfasst hat. 
Ausserdem wäre die Deutschspraehige Gemeinsehaft in j eder Hinsieht rricht zu­ 
ständig, die Orga~sation und die Aufgaben einer nationalen Konmission zu 
ändern. 

Das mit Artikel 3 des Entwurfs verfolgte Ziel muss demzufolge 
dureh die Gründur€ einer autonomen und aussehliesslich fUr die Deutsch- 

GS"":'lebscha.!'t 3'J.s+:2I'.digen Yomr11.ission verwirklieht werden . 

. . . / ... 
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2. Der Auftrag, den die Ko~ission spezifisch L~ F~nblick auf 
die Anwendung des Dekrets wird er~~llen mUssen, sollte wie folgt umschrieben 
werden : "die Aufgaben, mit denen sie durch das Dekret oder kraft dieses 
beauftragt wird". 

Der allgemeinere Auftrag, auf den sich Artikel 3, Absatz 1, 
zweiter Satz, bezieht, kann folgendermassen formuliert werden: "Sie legt 
der Exekutive (auf Antrag oder aus eigener L~itiative ?) Gutachten über 
alle anderen Angelegenheiten hinsichtlich des Schutzes von DerJmälern, 
Ensembles und Landschaften vor". 

3. Die Bestimmungen in bezug auf die Zusammensetzung der Kommission, 
die Ernerll~ung ir~er Mitglieder lli~d die Dauer ihres Mandats müssten ver der 
BestL~~~ stehen, die die Exekutive ermächtigt, die Arbeitsweise der 
Kommission ~estzulegen. 

4. Es ist de~ Staatsrat nicht deutlich, wie für die Mitglieder der 
Ko~ission aus der Erstellung eines Aktenstückes Kosten entstehen körillten, 
da in Artikel 4 des Entwurfes vorgesehen wird, dass die Verwalt~~sdienste 
der Deutschsprachigen Gemeinschaft der Kommission bei der Erfüllung ir~er 
Aufgabe werden helfen m:.tssen und sie das Sekretariat der Kornrnission werden 

wahrnehmen müssen. 

5. lm letzten Absatz von Artikel 3 (einem Absatz, der in der nieder- 
ländischen Ubersetzung fehlt) wird bestimmt, dass die Kommission mindestens 
a.l.Le vierzehn Tage an einem bestimmten Tag tagen wird. Eine solche Vorschrift 

ist keine grundlegende Regel und muss ausserdem einfach geäDdert werden 
können : sie gehört demzufolge eter in den Ausfür.rungserlass, der die Arbeits 
weise der Kornrrássion regeL~ wird, als in das Dekret. 

. .. / ... 
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Kapi~el III : Die für das Kulturerbe v~stä~dige Abteilur~ der 

Verwaltung der Deutsehspraehigen Gerneinschaft. 

Insofern Absatz 1 des einzigen Artikels, aus dem Kapitel III 
besteht, sieh auf die Erarbeitung eines Konzepts ZUID Sehutz, zum Unter­ 
haIt und zur Restaurie~~ der Denkmäler, Ensembles und Landsehaften 
bezieht, betrifft er eine AngelegeDneit, die eher den politisch Verant­ 
wor't Li.chen als der Verwaltlmg zusteht , und insofern er s ich aur die Aus­ 
fûhrung dieses Konzepts bezieht, betrifft er lediglieh die normale Auf'gabe 
der Verwaltung, so dass es besser ist, diese Best~nnung zu streichen. 
Absatz 2 würde vielmehr in den Artikel gehören, der die Gründung der 
Der~l- Q~d Landschaftssehutzkommission vorsieht. 

Kapitel IV Der Sehutz der Den1mläler, Ensembles und Landschaf't.en, 

Das dureh den Entwurf vorgeschriebene Unterschutzstellungsver­ 
fahren kann wie folgt skizziert werden. Die Verwaltungsdienste der Deutsch­ 
sprachigen Gerneinschaft und die Denkmal- und Landschaftsschutzkommission, 

die ~1r diese Gerneinschaft gegründet werden wird (nachstehend : die Kommissionj 
erstellen pro Gemeinde ein nach qualitativen Kriterien geordnetes Inventar 
der zu schützenden Denkmäler, Ensembles und Landschaften, in dem die dies­ 
bezügliehen eventuell aufzuerlegenden Verpflichtungen e~Näbnt werden 
(Artikel 5, Absatz 1). Sowohl öffentlich-rechtliche als aueh privatrechtliche 
Personen sind berechtigt, die Kommission urn die Aufnahme eines Denkmals, 
eines Ensembles oder einer Landschaft in das Inventar zu bitten (Artikel 5, 
Absatz 2). Die Kommission unterbreitet der Exekutive "Vorschläge" zur Unter­ 
schutzstellung und legt jedem Vorschlag einen Katasterplan bei ~~t der gen~uen 
Angabe des sen , was i:."lre::> _Ll1:.sicht nach zu schützen ist (ArtikelS, .A.bsatz 3) . 

. . . / ... 
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Anschliessend I'crmul.Ler-t die Exekutive .ihre "Absieht", ein bestirnmtes 
Der~l, ein bestimmtes Ensenble oder eine bestimmte Landschaft ~~ter 
Schutz zu stellen; diese Absiehtserklärung legt sie mehreren Insta~zen - u.a. 
der betreffenden Gemeindeverwalt~~, die diesbezüglieh eine öffentliehe 
Untersuehung wird durehführen illÜssen - zur Begutaehtung vor und teilt sie 
den Eigentümern und den Niessbrauehern des zu sehützenden Gutes zweeks 
Formulier~~ etwaiger Bemerh~gen mit (Artikel 6). In einer folgenden Phase 
nirmnt die Exeklltive die "vorläufige Untersehutzstellung" des Gutes vor; 
diese Entscheidung wird ausser den Instanzen und Personen, denen aueh schon 
die "Absieht" der Exektltive vorgelegt worder:. war, zugleieh dem Hypotheken­ 
bewahrer und dem Registrierungseinnehmer des betreffenden Gebiets mitgeteilt. 

Die EigentÜffier und/oder (sic) die Niessbraueher illÜssen ihrerseits die Mieter 
~~d Beworner des vorläufig gesehützten Gutes dureh Einsehreibebrief von 
genauen Inhalt der Entseheidung der Exektltive in Kenntnis setzen; widrigenfal~ 
haften sie gesamtsehuldneriseh für bestimmte Folgen der Niehteinhaltung dureh 
die Mieter oder Bewohner der Pfliehten, die aus der vorläufigen Untersehutz­ 
stellung eines Gutes hervorgehen (Artikel 7). Die Entseheidung, ein Denkmal, 
ein Ensemble oder eine Landschaft unter vorläufigen Sehutz zu stellen, hat 
zur Folge, dass die im Dekret (Artikel 13 bis 20) vorgesehene Sehutzwirkung 
für eine Dauer von höehstens zwei J~~en für das Gut gelten werden. In einer 
letzten Phase sehliesslieh kann die Exekut ive - naeh Ei.nho.lung des Out.acht.ens 
der Kommission - ein vorläufig gesehütztes Denkmal, ein vorläufig gesehütztes 
~~semble oder eine vorläufig gesehützte Landschaft endgültig unter Schutz 
stellen, vorausgesetzt, dass dies innerhalb einer Frist von zwei Jahren, - 
die höehstens urn 12 Monate verlängert werden kann, - naeh der Mitteilung der 
Entscheidung zur vorläufigen Untersehutzstellung gesehieht. In der ~~tschei­ 
dur.g zur endgültigen Unterschutzstellung werden die allgemeinen und besondere~ 
Einschränkur.gen e~ahnt, die dem EigentÜffier zum Erhalt des Gutes auferlegt 
werèen; diese 2ntscheidur.g wird ausserdem mit einem Plan ergänzt, der die 

... / ... 



- 12 - L. 17.296/8 

Grenzen des Sichtbereichs des geschützten Gutes genau &~ibt. Die Ent­ 
scheidung zur endgültigen Unterschutzstellung eines Gutes wird auszugsweise 
im Belgischen Staatsblatt veröffentlicht; die betreffenden L~stanzen und 
Privatpersonen werden von diesel' Entscheidung auf dieselbe Weise benach­ 
richtigt wie von der Entscheid~~ zur vorläufigen Unterschutzstellung 
(Artikel 10 und 11). 

Auf Antrag einer öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen 
Pers on ~~ die Exekutive nach Anhörung der Kommission das UnterschuBz­ 
stel1ungsverfahren zu jeder Zeit abbrechen (Artikel 8). L"1 dringenden 

Fällen karn die Exekutive, r~chdem sie die Kornmission zu Rate gezogen bat, 
die Schut~wirk~en für eine ITaximale Frist von 120 Tagen für auf ein be­ 
st.irr:mtes Gut unmittelbar anwendbar- erklären, d.h., ohne, dass zuvor die durch 

Artikel 6 vorgeschriebenen Gutachten über ihre "Absicht" eingeholt werden 
und ohne, dass die durch diesen Artikel auferlegte öffentliche UntersUChlli"1g 
stattgefunden r~t (Artikel 9). Die Exekutive karn auch - nach Anhö~~ der 
Korrrnission - einen Unterschutzstellungserlass ändern oder aufheben : wird 
ein Unterschutzstellungserlass geändert, so muss dasselbe VerfaJ:"o.ren wie 
das für die Unterschutzstellung eines Gutes geItende Verfab.ren an~ewandt 
werden (Artikel 12). 

Das soeben skizzierte Verfahren ist weDig rationelI in dem ~3sse, 
wie die durch Artikel 6 vorgeschriebenen Formalitäten (näw~ich die Ein­ 
holung des Gutachtens bestimmter Behörden über den Entwurf eines Unter­ 
schutzstellungserlasses und das Vorlegen dieses Entwurfes an die betreffenden 
Ei.gerrtûmer und Niessbraucher) der Verabschiedung des Erlasses zur vor-Iäur.igen 
Unterschutzstelllli"1g vorangehen müssen. 

• ~ ., ,I .•• 
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Diese Reihenfolg~ illÜsste logiseherweise nämlieh implizieren, 
dass die Kerilltnisnarme dieser Gutachten u~d Bemerkungen fOr die Verab­ 
schiedung der Entseheidung über die vorläufige Untersehutzstellung eL~ 
unentbehrliches Element darstellt. Das ist aber offensiehtlieh nieht­ 
oder bestenfalIs nur, was die Prinzipienfrage betrifft - der Fall : 
die vorläufige Untersehutzstellung zieht den Texten zufolge nur die Reehts­ 
folgen nach sieh, die auf eine allgemeine Weise in den Artikeln 13 und ff. 
des Entwurfs bestimrr:t werden, während hingegen die ggf. aufzuerlegenden 
besonderen Verpfliehtur~en sowie die Grenzen des Siehtbereichs erst in dem 
Erlass zur end~11tigen Untersehutzstellung festgelegt werden. 

Unter Berü.eksiehtig~g der Tatsaehe, dass naeh der vorläufigen 
Unterschutzstellung keine Konsultationen rnehr vorgesehrieben sind, sieht 
man nicht ein, warurn - in dem verfar.ren, wie es in dem Entwurf geregelt 
~drd - naeh der Erfüll~~g der dureh Artikel 6 vorgesehriebenen Forwalitäten 
der endgültige Untersehutzstellungserlass nicht direkt verabschiedet werden 
kann. 

Das einzige Argument, das zugunsten der vorgesehlagenen Regelung 
vorgebraeht werden könnte, ist, dass die durch Artikel 6 vorgeser.riebenen 
Konsultationen der Behörde aueh Beurteilungselemente über die Prinzipien­ 
frage verschaffen können, ob es'opportun ist oder nicht, ein bestimmtes Gut 
unter Sehutz zu stellen. Dern kann aber entgegengehalten werden, dass das 
Unterschutzstellungsverfahren normalerweise nur auf Vorschlag der Derilirral­ 
und La~dschaftsschutzkomrr~ssion veranlasst werden wird - was in bezug auf 
die genffilnte Opportunitätsfrage eine nützlichere Inforrration bietet als die, 
welche die Exekutive aufgr~d der durch Artikel 6 vorgeschriebenen Formali­ 
täten \~_rd einholen können -, dass die Geltungsdauer einer vorläufigen 
Unterschu~zstellur~ zeitlich bescr.ränkt ist (Artikel 7, § 1, und 10, § 2) 
und dass darüber rJ.naus die Exekutive auf Antrag einer öffentlich-rechtlichen 
oder privatrechtlichen Pers on das Unterschutzstellungsverfar.ren zu jeder 
Zeit abbrechen karn (Artikel 8). 
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Dass die entworfene Regellli~ aueh die Verfasser des Entwurfs 
~ieht ganz befriedigt, ergibt sieh aus Artikel 9 des Entwurfs, dem 
zufolge die Exekutive in dringenden Fällen - in Abweiehung von dem 
dureh Artikel 6 vorgeseb~iebenen Verfab~en - die im Dekret bestimmten 
allgemeinen Sehutvwirkungen ~Gr unmittelbar anwendbar erklären darf, dies 
aber nicht ~Jr höehstens 2 Jahre, sondern nur für häehstens 120 Tage. 

Viel logischer, einfaeher und wirksamer wäre es deshalb, die 
Exekutive zu ermäehtigen, auf Vorsehlag der Ko~~ssion (und eventuell 
aueh aus eigener Initiative naeh Begutaehtung der Kommission) eL~ Gut 
unter vorläufigen Sehutz zu stellen, ohne die dureh Artikel 6 vorgeseb~ie­ 
benen Formalitäten erledigen zu müssen, und ansehliessend - im Hinblick auf 
die etwaige endgJltige Unterschutzstellung - den vorläufigen Unterschutz­ 
stelllli~serlass - ergänzt mit den besonderen Verpfliehtungen, die F~~ 
auferlegen will, und F~t den Grenzen des Siehtbereichs - den durch Artikel 6 
vorgesehriebenen Konsultationen zu unterwerfen. 

Artikel 5. 

Diesem Artikel zufolge erstellen die Verw~ltur~ und die Kommission 
è iri "Inventar-" der Den1anäler, Ensembles und Landschaften, die ~Jr eine 
Unterschutzstellung L~ Betracht kommen, und e~Nähnen dabei die diesbezüglieh 
eventuell aufzuerlegenden Verpfliehtungen. Dieses Inventar wird naeh 
qualitativen Y~iterien erstellt werden müssen, vms - wie dem Staatsrat mit­ 
geteilt wurde - die Bestimmung von Prioritäten implizieren wird. Der Text von 

Artikel 5 lässt dahingestellt sein, wem diesbezüglich das Entseheidungsrecht 
zusteht. Unter BerJeksichtigung der wichtigen Rolle, die auf dem Gebiet des 
Schutzes von Denkmälern, Ensembles und Landschaften der Kommission zuge- 

... /' ... 
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Demzufolge sollte es in Artikel 5 heissen : "Die DeIl.krral- und Land­ 
schaftssehutzkornmission erstellt pro Gemeinde ... ". Tm übrigen ist es 
nicht einrral notwendig zu erwähnen, dass die VerwaltU[l~ zu diesem Zweek 
der Kcmmission beisteht, da die Verpfliehtung der Vep~ltung, der Kom­ 
mission bei der ErfUllung ir..rer Aufgabe beizustehen, auf eine allgemeinere 
Weise in Artikel 4, Absatz 2, des Entwurfs fonro~liert wird. 

Artikel 6. 

1. Laut Absatz 1 dieses Artikels formuliert der Minister (aus dem 
weiter oben, L~ einer allgemeinen Bemerkung bereits angegebenen Gr~d 
muss es Im Dekret heissen : die Exekut ive) seb..riftlieh seine Absieht, ein 
Den1...'"11l8.1, ein Ensenible ader eine Landschaft unter Schutz zu stellen. Es wird 
wahl so gemeL~t sein, dass eine solehe Entscheidung infolge eines dureh 
die Kommission in AnwendUf\~ von Artikel 5, Absatz 3, formulierten Vor­ 
sehlags getroffen werden wJrde. Diese Entseheidung müsste aueh alle Daten 
enthalten, die die Komwission LD bezug auf das Gut entweder in dem in 
Artikel 5, Absatz 1, gerBnnten L~ventar oder in ihrem Vorschlag angegeben 
hat, damit die Begutaehtungsverfahren und die öffentliehe UntersuehQ~g, die 
dureh Artikel 6 vorgesehrieben werden, dem damit verfolgten Ziel völlig 
entsprechen könnten. In dem Text müsste das alles deutlieh zum Ausdruck 
kommen, es sei denn, dass ITléL.~ es vorzieht, die Exekutive mit der Fest Iegu .... ng 
der diesbezügliehen Modalitäten zu beauftragen. 

Diesbezüglieh erhebt sieh die Frage, ob es der Exek..J.tive nicht 
auch möglieh sein muss , aus eigener ,LDitiative eLD gewöhnl.Lchee Unter­ 
sehutzstellungsverfahren (m.a.W. ein ~~deres Verfar..ren als das besondere, 
auf das sich Artikel 9 bezáent ) Z1__;' ver'ar.Laseen ; In diesem Fa.LLe wûrde es 
r~türlich der Linie des K~twurfs entspreehen, dass die Exekutive verpflichtet 
~...LT'd, zuvcr das Gutachten der Kcmni.as ion einzuholen. 

I ... / ... 
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Eine daran anschliessende Frage, die ebensowerrig dur-ch den 
Entwurf gelöst wird, ist, ob die Exekutive beim Formulieren ir~er Ab­ 
sicht berechtigt ist oder r~cht, von dem Vorschlag der Kornmission ab­ 
zuweichen. 

Was die Abfassung von Artikel 6, Absatz 1, betrifft, wird 
vorgeschlagen, die Bestimmung des letzten Absatzes von Artikel 5 darL~ 
zu verarbeiten ("auf Vo!"Schlag der Konmi.sa ion ... ") und .im übrigen zu 
schreiben : "die Exekutive trifft eine Entscheidung, mit der sie L'Te 
Absicht rdtteilt, e in Denkmal, ein Ensemo le oder (und nicht : "und/oder") 
eine Landschaft unter Sehutz zu stellen". 

2: Es ist unriehtig, in cern niederländischen Text des einleitenden 

Satzes von Absatz 2 zu bestimmen, dass die Entscheid~~ der Exekutive den 
L'1 dieser Vorsehrift genan.'1ten Instanzen und den Eigentümern ~'1d Niess­ 
brauchern "ter goedkeuring" vorgelegt '\Aurd, da nur das Gutachten 
(tlhet advies") dieser Instanzen und die etwaigen Berner-kungen der betrei'fen­ 
den Personen eir~eholt werden müssen. Es ist ausserdem überflüssig zu 
bestirrmen, dass dies "dur-ch die Verwaltung" erfolgt, da ein solcher Auftrag 
zu den normalen Aufgaben der Vervmltung gehört. Demzufolge wäre es besser, 
den einleitenden Satz des Absatzes 2 wie folgt abzufassen : "Die Entscheidung 
der Exekutive wi_nd im Hinbliek auf die Formulierung von Bemerkungen : ... 
gleiehzeitig vorgelegt". 

3. Da es wohl nicht so gemeint sein wird, dass das Gutachten bei 
dem Provinzgouverneur, sondern bei der Permanentdeputation eingeholt werden 
muss, genügt es, unter 1° des Absatzes 2 zu schreiben TI der ?ermanent- 
depucat i.on'". ver Pr-ovi.nzgouvez-neur- n:: .. rm.t 
Vorsitzender der Permanentdeputation - aIle an die Pe~~entdeputation 
adressierten Do~~ente in Empfang. 

. .. / ... 
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4. Die Mitteilungen an die unter 2° des Absatzes 2 gena~ten 

Verwaltungen kÖDnen niett zum Ziel haben, das Gutachten über die beab­ 
sichtigte Unterschutzstellung eines Gutes von diesen Verwaltungen zu 
err~lten, sondern von den politiseh Verantwortliehen, denen die se Ver­ 
waltungen unterstehen. Was Städtebau und Raumordnung sowie Forstwirtsehaft 
betrifft, ist im vorliegenden Fall die Wallonisehe Regionalexekutive 
zuständig. Wird aueh eL~e Beurteilung der beabsiehtigten Untersehutz­ 
stellung aus landt~rtsehaftlieher Sieht für WÜDsehenswert erachtet, so 
müsste das Gutachten des nationalen Landwirtsehaftsministers eingeholt 
werden. Es TIIÜsste aueh, nötigenfalls in der Begrûndung , präzisiert werden, 
was unter "gegebenenfalls" Z1l verstehen ist. 

Selbstverständlieh gelten die Verpflicht~~gen, die die Bestim­ 
nnmg unter 2° e inrünrt., - nämlieh die Verpfliehtung, die Gutachten der dort 
genannten Behörde(n) einzuholen, und die Verpflicht~~, während der im 
letzten Absatz von Artikel 6 festgelegten Frist auf diese Gutachten zu 
warten, - nur für die Exekutive der Deutsehspraehigen Gemeinsehaft. Die 
Behörde bzw. Behörden, die aufgrund dieser Bestimm~g berechtigt sind, ein 
Gutachten abzugeben, werden wegen ihrer Unabhängigkeit von der Deutseh­ 
spraehigen Gemeinsehaft nur insofern verpflichtet sein, dern Antrag auf ein 
Gutachten stattzugeben, als eine Vorsehrift der Reehtsordnung, der sie 
unterliegen, .ihnen c.iese Verpflichtung auch auferlegt. 

5. Die Untersehutzstellung eines Gutes kann aueh noch die Interessen 
anderer Personen als die Eigentürner und Niessbraueher in einem bedeutenden 
Masse berÜhren. Dernzufolge erhebt sieh die Frage, ob die Liste der unter 3° 
des Absatzes 2 genannten Personen nient zu erweitern ist auf alle L"1haber 
eines dingliehen Rechts auf das Gut sowie die Personen, die in bezug aüf d2.S 
Gut ein bedeutendes persönliches Recht geltend machen können, wie z.3. 
die Irillaber eines Geschäftsraumrr~etvertrags. 

. .. / ... 
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Die Verpfliehtung, die Entseheidung der Exekutive den unter 3° 
des Absatzes 2 genannten Personen dureh Einsehreibebrief zuzustellen, 
sollte dureh eine gesonderte, naeh Absatz 2 einzufügende Bestimmung 
auferlegt werden. 

Falls beabsiehtigt ist, dass die unter 3° gena~ten Personen 
ibre et~~igen Bemerkungen nur irillerhalb des Rahmens der gewäss 4° ei~­ 
zuleitenden Untersuehung der Verf~ltung überrrátteln können, m~ss das 
ausdrüeklich best~~t werden. 

6. Insofern die Bestimmungen unter 4° des Absatzes 2 der Gemeinde- 
verwaltung Verpfliehtungen auferlegen, müssen sie aueh in einen gesonderten 
Absatz aufgenommen werden. 

7. lm Entwurf werden keL~e MassD~ùen vorgesehen für den Fall, dass 
eine Gemeindever~ltung es Qnterlässt, die dureh 4° des Absatzes 2 vorge­ 
sehriebene öffentliche Untersuchung vorzunehmen oder der Exekutive das 
Ergebnis dieser Untersuehung mitzuteilen. Es könnte erwogen werden, die 
Exek.ltive zu ermächtigen, in solchen Fällen einen Sonderkommissar mit der 
Erfüllung der Verpflichtungen, die die Gemeinde nicht eingehalten hat, zu 
beauftragen. 

Artikel7. 

1. In Paragraph 1 dieses Artikels wird vor allem auf die Folgen 
einer vorläufigen Unterschutzstellung aufmerksam gemaeht. Es wäre logischer 

geschriebenen Verfatll'ens das betreffende Gut dureh Entscheidur_g der 
Exekutive rGr einen Zeitrau!i von zwei Jahren unter vorläufigen Schutz 
gestellt werden kaDn. 

. .. / ... 
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2. Die Exe~~tive und der Rat werden urteilen IDÜssen, ob es nicht 
übertrieben ist, dass der Zeitraum, während dessen ein Gut der Regelung 
der vorläufig~n Unterschutzstellung unterliegt, bis zu 2 und sogar 3 Jar~en 
wird dauern können. Das Schicksal des Guts ist nämlich während dieses 
ganzen Zeitraums unsicher, und den EigentÜInern, Niessbrauchern und Bewohnern 
des Gutes sind bereits allerhand Verpflichtungen auferlegt, aber Zusehüsse, 
~~ an dem Gut Arbeiten auszuführen, kön~en noch nicht erhalten werden und 
bleiben auch für die Zukunft aleatorisch. 

Zum Vergleieh kann darauf hingewiesen werden, dass das Gesetz 
vom 7. August 1931 über die Erhaltung der Denkmäler und Landschaften 
(Artikel 12), - ein Gesetz, das der Entwurf für die Deutschspraehige 
Gemeinschaft zu ersetzen bezweckt, - das Dekret der Flämischen Gemeinschaft 
vom 3. ~ärz 1976 zum Sehutze der Denkmäler und der Stadt- und Landbilder 
(Artikel 7) und das Dekret der Französischen Gemeinschaft vom 17. Juli 1987 
zw~ Sehutze des unbeweglichen Kulturerbgutes der Französisehen Gemeinschaft 
(Artikel 19) die Höchstdauer der vorläufigen Unterschutzstellung auf sechs 
Monate, auf ein Jahr (um höchstens sechs Monate verlängerbar) bzw. auf 
ein Jahr (um drei bis sechs Monate verlängerbar) festgelegt haben. 

3. In bezug auf die zweijährige Frist, innerhalb deren ein Gut dèr 
Regelung der vorläufigen Unterschutzstell~~ unterliegen wird, muss auch 
noch darauf hingewiesen werden, dass die im Entwurf vorgesehene Regel~g, 
- aufgrund deren diese Frist für jede der betreffenden Behörden und Ver­ 
waltungen mit der individuellen Mitteilung des Unterschutzstell~~serlasses 
beginnt, - zur Folge hätte, dass diese zweijährige Frist nicht zwangsläufig 
für aIle diese Behörden und Verwaltungen genau in dieselbe Zeitsp~~e 
fallen v.rJ.rde. Die Behörde oder die VeT'1N8.1tur.g, denen man die vorgeschriebene 
~itteilung nicht hätte zukommen lassen, wäre ausserdem vielleicht rich~ 
verpflichtet, die Entscheidur.g zu ber~cksichtigen. Wenn die vorgeschriebenen 
Mitteilungen ~icht alle an demselben Tag erfolgen wJ.rden, könnten sehliesslicr 

... / ... 
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aueh noch Einwendur~en L~ bezug auf die Weise gemacht werden, wie der 
äussers~e Termin für die Verabschiedung eines endgültigen Unterschutz­ 
stellur~serlasses zu berechnen ist. 

Alle diese Sehwierigkeiten können dadurch vermieden werden, 
àass die indiyiduelle IVlitteilur,g der Unterschutzstellur,gserlasses an 
jede der verschiedenen, in Paragraph 1 erwähnten Behörden durch eine 
obligatorische 3ekanntmachung des Erlasses im Belgischen Staatsblatt 
erset zt 1tri.rd. 

Eine derartige BeYBrntmachung steht einer individuellen Zustel­ 
lw~ an die unmittelbar betroffenen Privatpersonen (EigentÜIDer und Niess­ 
braucher und ggf. die a~deren Personen, die bei der Untersuehur,g von 
Artikel 6, Absatz 2, 3°, erwä.hnt wurden) natürlich nicht Im Wege. Es 
müsste darm wohl best-irmrt werden, von welehem Tage an die vorläufige 
Unterschutzstellung hinsichtlich dieser Personen Folgen hat : als Tag 
kör~te der Zustellungstag gewä~lt werden, L~sofern die Bekarnt~4eh~~ 
~ Belgischen Staatsblatt nicht eher erfolgt ist. 

4. In Paragraph 2 sehreibe man "die EigentÜIner und (nicht: und/oder) 
die Niessbraueher", weil die dureh diese Best.irrmmg auferlegte Verpflich­ 
tung sowohl für die EigentÜIner als aueh für die Niessbraucher gilt. Wenn 
ein EigentÜIDer oder ein Niessbraueher sieh der in Paragraph 2 vorgesehenen 
Verpflichtung gegenüber e inem bestimnten Mieter oder Bewohner des Gutes 
bereits entledigt hat, sind die anderen EigentÜffier und Niessbraueher jedoeh 
selbstverständlieh von dieser Pflieht gegenüber dieser Pers on befreit . 

. . . I ... 
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5. Zur Gewä~leistur~ einer kor~ekten Befolgung von Paragraph 2 
und zur Verhütur~ diesbezüglieher Streitigkeiten wird vorgesehlagen, 
die EigentÜffier und Niessbraueher dazu zu ver.pfliehten, den Mietern Qnd 
Bewohnern des geschützten Gutes eine gleiehlautende Absehrift (statt : den 
genauen Wortlaut) des Untersehutzstellungserlasses ggf. mit Anlagen zu 
übermitteJn. 

Artikel 8. 

Dieser Artikel bereehtigt die Exekutive, ein laufendes Unter­ 
sehutzstellungsverfar.ren abzubreehen. Auf diese Mögliehkeit wi.rd aber nur 
auf _~trag einer öffentlichen Verwaltung oder einer Privatperson zurüek­ 
gegriffen werden können. 

Da die Exekutive nach Ablauf des dureh Artikel 6 vorgesehriebene!1 
Verfahrens aus eigener Initiative entscheiden kann, die vorläufige Unter­ 
sehutzstellQng nicht vorzunehwen, ist anzunermen, dass Artikel 8 sieh nur 
auf den Fall des Abbruehs des Verfahrens naeh Verabsehiedung des Erlasses 
zur vorläufigen Untersehutzstellung bezieht. 

Der P.rtikel muss mit der Verpfliehtung ergänzt werden, aueh den 
in Anwendung von ft.rtikel 7, § 2, bereits von der vcrläufigen Untersehutz­ 
stellung in Ke~ntnis gesetzten Mietern und Bewohnern des Gutes mit zuteile!1l 
dass das Verfahren abgebroehen wurde. 

Artikel 9. 

Diese Best~~~g e~2chtigt die Exe~~tive, in dringe!1den Fälle!1 
- in Abweiehu.'1g von dem in Artikel 6 festgelegte!1 Verfahren -, die Schutz- 
wirk....ù.'1gen für eine maximale Frist von 12û Tagen f"l.ir unmittelbar anwendbar 
zu erklären. 

. .. 1 ... 
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Was die Art und Weise der ~itteillli~ dieser Entseheid~~ an die 
Behörden und Personen, auf die sieh Artikel 7, § 1, bezieht, und deren 
Auswirkungen auf die Bereehnungsweise der Frist von 120 Tagen betrifft, 
wird auf die Bemerk~en hingewiesen, die diesbezüglieh bei der Unter­ 
suehung von Artikel 7, § 1, gemaeht wurden. Wie Artikel 8 sollte aueh 
dieser Artikel rrát der Verpfliehtung ergänzt werden, die Mieter und 
Bewohner des betreffenden Gutes zu benae0xichtigen. 

Selbstverständlieh gilt die Abweichung von Artikel 6 nur darm, 
werm es daI"JlTI geht, die Massnahme, auf die si ch der hier untersuchte Artikel _ 
bezieht, zu ergreifen. Dm eine vorläufige Unterschutzstellung im SL~De von 
Artikel 7 und daDach eine endgültige Unterschutzstellung im Sinne von 
Artikel 10 vornehmen zu körillen, w~~ selbstverständlieh Artikel 6 beaehtet 
werden TI1Üssen. 

Artikel 10. 

1. Laut Absatz 2 des Paragraphen 1 dieses Artikels werden in dem 
Erlass, der eLD Denkmal, ein Ensemble oder eine Landschaft endgültig unter 
Sehutz stellt, "die allgemeinen sowie gegebenenfalls die besonderen Vor­ 
schriften zum Erhalt und Unterhalt festgelegt". Diese Formulierung ist nicht 
riehtig, insofern die allgemeinen Vorsehriften hinsiehtlich des Erhalts 
und Unterhalts von gesehützten Gütern im Dekret festgelegt werden : die 
allgemeinen Bedir~en können demzufolge höehstens Gegenst&Dd einer Erwähnung 

sein, die darauf abzielt, an diese Vorsehriften zu erinnern. 

LD bezug auf den ersten Satz von Paragraph 2 ste lIt sich die Frage,-­ 
ob es ft~ jedes gesehützte Denkmal, jedes gesehützte Ensemble oder jede ge­ 
sehützte Landschaft nëtig sein 'wird, einen Siehtbereieh fes0zulegen Q,d 

insbesondere ob es, wie v.leiter oben bereits erwä.hnt, sirmvoll ist, 'Ion dern 

I 
••• I ••• 
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Siehtbereich einer Landschaft zu spreehen~ HenYJ. die Festlegung eL'1eS 
Siehtbereichs fakultatif ist, muss der Text mit dem Wort "eventuell" 
ergänzt werden. 

Es müsste~ wenn nicht im Text des Entwurfs, so doch wenigstens 
in der Be~Jndlli'1g verdeutlieht werden, ~BS der Untersehied ist zwisehen "dem 
EigentÜffier zweeks Erhalt des gesehützten DerilimaIs, Ense~bles oder der 
gesehützten La..'1ds2haft auferlegten Eirischränkungen", auf die sieh der zweite 
Satz von Paragraph 2 bezieht, und den "besonderen Vorsehriften ZUID Erhalt 
und Unterhalt", wovon in Absatz 2 von Paragraph 1 die Rede ist. 

Die BestL~ungen der Paragraphen 1 lli'1d 2 wären logischer geordnet, 
wenn sie zu einem einzigen Paragraphen zusanmenge f'asat würden, in dem der 
erste Satz des Absatzes 2 ven Paragraph 1 als letzter Absatz aufgenommen wäre 

3. Laut des ersten Satzes des Absatzes 2 'Ion Paragraph 1 würde der 
endgültige Untersehutzstellur~serlass auszugsweise im Belgischen Staatsblatt 
veröffentlieht werden. 

Eine ausv~gsweise Veröffentliehung ist unbefriedigend. Sie kÖ~'1te - 
aufgrund des Artikels 11 - nämlieh u.a. zur Folge haben, dass sieh aus der 
Veröffentlichung, wenn eine dur-ch Artikel 11 vorgesehriebene Mitteilung erst 
naeh der Veröffentlichung gesehiekt wird, Verpfliehtungen für den Betreffende 
ergeben könnten, von denen er zu diesem Zeitpunkt noch nicht Kenntnis hat. 
Die Veröffentliehung des vollstäDdigen Textes des Untersehutzstellungserlass~ 
würde aueh garantieren, dass dem Bestehen lli'1d den genauen Abgrenzungen von 
eventuellen Sichtbereieben die nötige Cffentlichkeit gegeben würde; diese 
Infermation ist wi.cnt ig fDr die Anwendur€ der Artikel-15, 19 und 35, 
und die meist unmittelbar Betroffenen w:lrden sie sonst vielleicht la.Ylge 
Zeit entte:r~en m~ssen. 

. .. / ... 
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ti Was die in Paragraph 3 festgelegte Frist von 2 Jahren betrifft, 
wird auf die Bemerkungen rringewiesen, die diesbezüglich bei der Unt.er-suchung 
von Artikel 7 gew~cht wurden. 

Wie Artikel 8 und 9 sollte auch Absatz 2 von Paragraph 3 mit de!' 
Verpflichtung, die Mieter und Bewohner des Gutes zu benachrichtigen, 
ergänet werden. 

Artikel 11. 

1. Da die in Abscbnitt 3 bestimmten Wirkungen bereits infolge der 
vorläufigen Unterschutzstellung geIten, die jeder endg}ltigen Unterschutz­ 
stellur~ notwendigerweise vorausgeht, w~ne es richtiger, in Paragraph 1 
van dem Inkrafttreten des in Anwendung von Artikel 10 verabschiedeten 
Erlasses zur endg}ltigen Unterschutzstellung eines DerMillals, Ensembles oder 
einer La'1.dschaft zu sprechen. 

2. In der niederländischen Ubersetzung von Paragraph 2 wird h~tüm- 
licherweise auf Artikel 7, § 1, statt auf Artikel 7, § 2, Bezug genornmen. 

Artikel 12. 

Dieser Artikel best:L.mmt u.a., dass ein Unterschutzstellungserlass 
(aufgrund der Aufnahme dieser Bestimmung in Abschnitt 2 des Kapitels IV 
wird anscheinend nur ein Erlass zur endgültigen Unterschutzstellung eines 
Gutes gemeint) nur unter E~~ltung des im Dekret festgelegten Verfab~ens 
abgeändert werden kann. Der Text sollte jedoch präzisieren, Lrlwieweit dieses 
"v"erfahren einzrillalteE ist : :f'alls :!.ie beabsic!î.tigte I\bäl1derung nicht be- 
zweckt, neue oder strengere Verpflichtungen ednzuîühren , scheint nämlich 
die Einhaltung der dureh Abschr'.itt 2 vo!'geschriebenen Fomalitäten zu genügen . 

. . . / ... 
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Artikel 13. 

1. Dieser Artikel betrifft nicht so sehr die Pflichten als solche, 
die sich aus der Unterschutzstellung eines Gutes ergeben, sondern eher 
einige Massnahmen, die zur Gewährleistung der Einhaltur~ dieser Pflichten 
beitragen müssen, werm das Gut in andere Hände übergeht oder mit neuen 
dinglichen Rechten belegt wird. 

Demzufolge wäre es besser, den Artikel am Ende von Abschrritt 3 
aufzuneh~en. Darüber ~aus r~t die im ersten Satz von Absatz 1 formulierte 
Vorschrift eine viel allgemeinere Tra~ieite als die übrigen Besti.rnmungen des 
Artikels, was durch die Teilung des ersten Absatzes in zwei Absätze zu."Tl 
Aus~~ck kommen sollte. 

Wird den Notaren die Verpflichtung auferlegt, einen besti.rmnten 
Vermerk iI1 Akten aufzunehmen, die im Hypothekenamt zu übertragen sind, 50 

ist es überflüssig, auch die Hypothekenbewa'1r'er noch besonders zu beauftragen, 
.1 .1 

diesen Vermerk im Ubertragür~sregister aufzunehmen. Durch die blosse Uber- 
trag~ wird der Vermerk in die sem Register aufgenommen werden, da die im 
Hypothekenamt zu übertragenden Akten in ungekl1rzter Form übertragen werden 
müssen (ArtikeIldes Hypotheker~esetzes vom 16. Dezember 1851). 

Ausserdem wäre es richtiger "der beurkundende Beamte" statt 
"der Notar" zu schreiben, da die authentische Uber-tr'agungsurkunde Ln be­ 
stimmten Fällen nicht von einem Notar, sondern von einem Be&"Tlten (z.B. von 
einem Kommissar eÏI1es Ausschusses ~l1r Immotilienerwerb und Enteignung fUr 
Recnnung des Staates, einem Gouverneur, einem Bürgerrneister) ausgestellt w~~cr 

... / .. · 
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3. Urn effizient zu sein, müsste die in Absatz 2 vorgesehene 
Vorschrift für jede tfuertragung eines dinglichen Rechts gelten. Der 
::orgelegte Text reicht nicht so weit, da das \-Jort "veräussern" die 
Ubertragungen von Todes wegen nicht umfasst. 

Am Ende van Absatz 2 schreibe J11.aJ1 "der Registrierungsein­ 
nehmer und (nicht: und/oder) der Hypothekenbewahrer, jeder für das, was 
ihn betrifft". Es IDÜsste aueh präzisiert werden, welche Verwaltung in 
Kennt~is zu setzen ist. 

Artikel 14. 

1. Was den AnwendUJ1gsbereich dieses Artikels betrifft, wird auf die 
zweite BemerkQ~g hingewiesen, die ~~ obenstehenden bei der Untersuehung van 
Artikel 13 gemaeht wurde. 

Ausserdem müssen die Verpfliehtungen, die der hier untersuehte 
Artikel verschiedenen Kategorien van Personen auferlegt, natürlieh anhand 
der unterschiedliehen zivilrechtliehen Lagen ausgelegt werden, in denen 
sieh diese Personen hinsichtlich des Gutes befinden. So kann z.B. die 
Verpf'Lichtung des Mieters eines gewöhnlichen Hauses , Reparaturarbeiten aus­ 
zufüb~en, ~ieht über das hinausgehen, was die Artikel 1754 und 1755 des 
bürgerlichen Gesetzbuches ader ggf. der Mietvertrag auferlegen. 

2. Der Begriff "unkontrollierte Beeinträehtigungen", der in unserem 
Recht nicht bekannt ist, wurde, dem Vertreter der Exekutive zufolge, aus 
dem deutsehen Recht entlehnt. Es wird empfohlen, diesen Begriff zumindest 

in der Begründung zu erklären. 

. .. / ... 
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3. Die Bezugnahme auf das koord~nierte Gesetz vorn 29. März 1962 
ist unzutreffend, da dieses Gesetz nie koordiniert wurde. Es ist übrigens 
besser , auf die "Gesetzgebung über Städtebau und Raurnordnung" - ohne A~­ 
gabe eLDes bestimmten C~setzes - Bezug V~ nehmen, was die allgerneine 
Tragweite der hier untersuehten BestL~ung und ihre Unabhängigkeit von 
der etwaigen Ersetzung des Gesetzes vorn 29. März 1962 unterstreiehen 
'V."Jrde. 

Artikel 15. 

1. Diesern Artikel zufolge unterliegen die Arbeiten an vorläufig 
oder endgJltig gesehützten Gütern und die Arbeiten, die den Siehtbereieh 
eines gesehützten Gutes betreffen, dern Einverständnis der Exek~tive oder 
eines hierzu von der Exek~tive bestimmten Beamten. PEndelt es sieh urn 
Arbeiten, die aufgrund der Gesetzgebung über Städtebau und Raurnordnung 
genermigungspt'Li.chttig sind, ITIÜsste dieses Einver-st.ändni s dureh die Benör'de , 
die für die Erteilung der Baugenehrnigung befugt ist, beantragt werden. 
Der letzte Absatz von Artikel 15 - in Verbindung wit den übrigen BestL~­ 
mungen dieses Artikels -, rnuss wohl so verstanden werden, dass die Bau­ 
genehrragung verweigert werden DUSS, wenn das dureh Artikel 15 vorgesehrie­ 
bene Einverständnis (nicht : das Gutachten) verweigert wird, und dass in 
die sem FalIe aueh nicht auf die Besehwerde, die dureh die Gesetzgebung 
über Städtebau und Raumordnung gegen die Verwei.gerung einer Baugenermigung 
vorgesehen ist, zurüekgegriffen 1Herden darf. 

2. Die Beauftragung der zur Erteilung der Baugene~~gung befugten 
Behörde ~it der Einholung des dureh Artikel 15 vorgeser~iebenen EL~verstä~d- 
Disses zielt, wie in der EegrÜY1dung erwânnt WL.Y>d, darauf ab, dem S:.:rgET :::'=-2 

Pflieht zu ersparen, zwei Verfar.ren einzuleiten, wern es sieh urn Arbeiten 

I 
••• I ••• 
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Diesbezüglich darf jedoch nicht aus den Augen verloren werden, 
dass das Gebiet, für das die Deutschsprachige Gerneinschaft den Schutz 
von Denkmälern, &~sernbles und Landschaften regeln kar~, hinsichtlich 
des Städtebaus und der RaurnordnUf'.g zur Zuständigkeit der i'Jallonischen 
Region gehört (Artikel 2 und 6, § 1, l,1°, des Sondergesetzes vorn 
8. August 1980 zur Reform der Institutionen). Da die Deutschsprachige Gernein­ 
schaft und die WalIonische Region gegenseitig autonorn sind, bedeudet das, dass 
die mit Artikel 15 bezweckte Verflechtung von Verfahren nur insofern ver­ 
wirklicht werden k&~, als die befugteh Instanzen der Wallonischen Region 
auch bereit sL~d, die für diese Region geItende Gesetzgebung hinsichtIich 
des Städtebaus und der Raurnordnung in diesern Sinne abzuändern. Die Deutsch­ 
sprachige Gerneinschaft Y2nD wohl vorschreiben, dass, wenn es sich urn FI- 
beiten handelt, für die eine Baugenehmigung erforderlich ist, der Antrag 
auf das duren Artikel 15 vorgeschriebene Einver-stârdrds dur-en die zur Er­ 
teilur~ der BaugenehmigJr~ befugte Behörde gestellt werden muss, und die 
Deutschsprachige Gerneinschaft, und nur sie, ist zugleich auch befugt zu 
bestimmen, wie diesern ~~trag stattzugeben ist. Aber es steht nur der 

Wallonischen Region zu zu entscheiden, inwieweit die zur Erteilung der Bau­ 
genernäglli~ befugten Behörden durch diese Regelur~ der Deutschsprachigen 
Gerneinschaft geblli~den sind, und es steht ausschliesslich der Wallonischen 
Region zu, die Folgen einer Verweige~~ des durch Artikel 15 vorgescb~iebenen 
EL~verständnisses über den weiteren Ablauf des Baugenehmigungsantragsverfahrens 
zu bestimmen (1). 

. .. / ... 

(1) Die dur-ch Ar:il·:el 59ter, § ;, der Verfassur~ gebotene r1ögliclîkei~ -..".-i-rè. 
hier ~-i cht ber-ücks'ichtigt , da sie s i.ch auf die Ubertragtmg von regionalen 
Zuständigkeiten an den Rat und die Exe~Jtive der Deutschsprachigen Ge­ 
me.inscnar't bezieht, was Artikel 15 des Entwurfs offensichtlich ni.ent be­ 
zweckt. 



S1~. _ :;JO - 
-./ L. 17.296/8 

Nur wenn die zwei betreffenden Gesetzgebungen aure.inender' 
abgestimmt werden können, wie es im obenstehenden dargelegt wurde, wird 
es möglich sein, das Verfahren zur Erwirkung des durch Artikel 15 vor~ 
gescr~iebenen Einverständnisses wit dem Verfab~en zur Erwirkung einer 
Baugenehmigur~ zu kombinieren. 

3. Die gegenseitige Tragweite der Artikel 14 und 15 rnuss verdeut- 
licht werden. Der erstgenannten Best~~ zufolge sind die Eigentümer, 
Niessbraucher, Mieter und Bewohner eines geschützten Gutes verpflichtet, 
dieses Gut durch die notwendigen Unterhaltsarbeiten in gutem Zusta"'1d zu 
erhalten und dürfen sie keine Veränderungen daran vornermen; Artikel 15 
schreibt seinerseits vor, dass fÜr alle Arbeiten an einem geschützten Gut 
oder an einem im Sichtbereich eines geschützten Gutes gelegenen Gut das 
EiDverständnis der Exekutive oder eines hierzu bestimmten Beamten erforder­ 
lich ist. Diesbezüglich erheben sich die folgenden Fragen : Ist das durch 
A~tikel 15 vorgeschriebene Einverständnis ~1r alle durch Artikel 14 auferleg­ 

ten Unterhaltsarbeiten erforderlich? Wenn nicht, für welche Arbeiten ist 
es nicht erforderlich? Ist das durch Artikel 14 auferlegte Verbot, Ver­ 
änderungen an einem geschützten Gut vorzunehmen, absolut? Oder sind 
Veränder~en doch erlaubt, wenn dafür - in Anwendung von Artikel 15 - das 
Einverständnis der Exekutive erteilt wird? Wenn ja, müssen diese Möglich­ 
keiten nicht präzisiert und beschränkt werden? 

4. Wo in Artikel 15 von Arbeiten, "sofem sie vorläufig oder end- 
gUltig geschützte Denkmäler, Ensembles und/oder Landschaften oder deren 
Sichtbereich betreffen", die Rede ist, mu.ss selbstverständlich angenornrnen 
werden, dass die Worte ITderen Sichtbereich" nur auf IIden Sichtbereich eines 

Landschaft" him;reisen, da die Abgrenzw..gen des Sichtbereichs laut Artikel 10 
erst bei der endgültigen Unterschutzstellung festgelegt werden. 

. .. / ... 
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5. Laut des letzten Satzes von Artikel 15 werden alle genehmigten 
Arbeiten unter Aufsieht der Verwalt~~ und/oder der Denkmal- und Land­ 
sehaftssehutzkommission ausgefÜhrt. Es muss präzisiert werden, wieweit diese 
Aufsicht reicht, mit welehen Mitteln sie ausgeübt wird, welches die 
jeweiligen Aufgaben der Vervvaltung und der Korrrnission diesbezüglieh 
srind und wie die o. a. Best irmung mit Artikel 18, § 2, kombiniert werden 
nuss , 

6. Die in Artikel 15 gebrauchte Terminologie m~sste, was die von 
der Exekutive oder ~em Vertreter zu treffende Entseheidung betrifft, 
vereinheitlicht werden: in Absatz 1 wird sie "Eirrver-atänôrris" genannt , 
in Absatz 3, erster Satz, "verpflichtendes Gutaehted' und in Absatz 3, zweiter 
und dritter Satz, "Gut.acht.en" ; im letzten Satz ist schliesslieh von "genehnrig­ 
ten Arbeát.en" die Rede. Es empfiehlt s ich, die Termini "Genehrrrigung" und 
"genehrrrigt.e Arbeiten" zu gebrauehen. Diese Terminologie wi....rd übrigens in 
den Artikeln 17 und 18 verwendet. 

Artikel 16. 

Diesel' Best irrmmg zufolge würden die Ver-pf'Li.cht.ungen, die auf 
qie Gesetze und Regelungen der Strassen- und Baupolizci zurückzuführen 
sind, für die geschützten Güter nicht geIten, falls diese Verpfliehtungen 
die Zerstörung oder Verärlderung des Gutes zur Folge hab en körnten. 

Die Strassenpolizei und die Baupolizei sind zwei An~elegenheiten, 
die Dicht zur Zuständigkeit der Deutsehspraehigen Gemeinsehaft gehören, sc 
dass es dieser Geme.inscbat't nicht zusteht, diesbèzüg:lieh Normen zu erlassen 
oder die WirkJng der dureh die zuständigen Behörden erlassenen Ncrmen zu 
beschränken. 

. .. / ... 
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Trotzdem wird hier - wie in allen Grenzgebieten, wo die 
Zuständigkeiten von gegenseitig unabhängigen Behörden einander be­ 
rühren -, jede dieser Zustä~digkeiten nur unter Berüeksichtigung der 
jeweiligen Interessen der verscbiedenen betroffenen Rechtsgebilde aus­ 
geübt werden körnen. 

.4rtikel 17. 

1. Dieser Artikel beantwortet deutlich Q~d positiv die sieh ~~ter 
der geItenden Gesetzgebung erhebende Frage, ob ein Gut noch unter Sehutz 
gestellt werden ka~, naehdem eine Baugenebff~gung fUr die AusflL~~g ven 
.A.rbeiten an diesem Gut bereits erteilt worden ist. Der Artikel best:i.rrrrnt 
ausserdem, dass die Exekutive die Fertsetzung von bereits begonnenen Ar­ 
beiten stoppen lassen karn und dass die Fortsetzung der Arceiten nur naeh 
Genehmigur~ der Exekutive und auf die von ihr bestimmte Weise erfolgen 
kann, Sehliesslich 'l'J:ÏY'd aueh dem EigentÜIner und/oder dem Niessbraueher ein 

Schader~ersatzanspr~eh eingeräu~t. 

2. In Absatz 1 sollte präzisiert werden, dass es sieh urn eine 
"Baugenermigung" handelt. 

3. Es muss vernünftigerweise angenornmen werden, dass es der Exek~tive 
rnöglieh sein rnuss, mit der Ausfüruung von dureh die hinsiehtIieh des Städte­ 
baus Q~d der Raumordnung befugten Behörden genehrnigten Arbeiten unter den 
dureh sie festgeIegten Beding~gen einverstanden zu sein, und zwar nicht nur 
fUr bereits begornene Arbeiten, sondern aueh für noch nicht angefa~ene p~- 
';:)e:'ten. :::::''TI dritteY1 Sat.z des Absatzes 1 scnre.ibe !T'~ deshare "die Aus- 

fûhrung oder die Fortsetzung der Arbe i.ten'' statt "die Fortschreitung der 
Arbeiten"; die Trag'tleite dieses dritten Satzes käme ausserdem besser ZUID 

Ausdr~ck, falls dieser Satz in einem gesonderten Absatz aufgenommeY1 werdeY1 
würde . 

. .. / ... 
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4. Der Begründung zufolge wird hier gemeint, dass dem Betroffenen 
einen Schadensersatzanspruch nur beim Stoppen von bereits begonnenen 
Arbeiten eingeräumt TNÏrd. Die Exekutive und der Rat sollten erwägen, ob 
es richt recht und billig wäre, auch in den Fällen Schadensersatz zu 
leisten, in denen die Arbeiten noch nicht angefangen wurden, da der Be­ 
troffene doch auch L~ Hinblick auf die EM~~LUng der BaugeneDndgung bereits 
allerlei Ausgaben gernacht haben wird (z.B. fUr die Aufstellung von Plänen). 
Auf jeden Fall muss der Text des letzten Absatzes von Artikel 17 deutlicher 
ausdrÜcken, auf welche Fälle diese Best~~ anwendbar ist. Es wäre dies­ 
bezüglich auch nützlich, L~ Delcret eine besondere Verjährur~sfrist fest­ 
zulegen, urn zu vermeiden, dass die fraglichen Klagen auf Schadensersatz 
während 30 Jahren erhoben werden könnten. 

5. Selbstverständlich wird man bei der Ausübung der durch diesen 
Artikel zugewiesenen Befu~isse dieselbe Zurückhaltung walten lassen IT.Üssen 
wie die, auf die bei der Untersuchung von Artikel 16 hingewiesen wurde. 

Artikel 18. 

1. Paragraph 2 dieses Artikels verleiht dem Mi.'1Ïster und dem von 
lrln bestimmten Beamten das Recht, die geschützten Güter zur Ausführ~~ 
der nötigen Untersuchungen und Feststellungen zu betreten. 

Diesbezüglich muss be~erkt werden, dass es nicht üblich ist, 
einem Minister mit einer solehen Aufgabe vù beauftragen. Es wäre auch 
WÜTIschenswert - so selbstverständlieh dies aueh zu sein scheint -, ~~ 
Text zu präzisieren, dass es sich urn alle nötigen Untersuchungen und Fest- 
stellungen "zur Sicherung der Ei.nnal.tung jieses Sek:::"'ets" ~2."'1deln :::::133 • 

... / ... 
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2. Laut des Absatzes 2 von Paragraph 2 dürften die o.a. Unter- 
suchungen und Feststellungen, die Dt~chsuchUD~scharakter haben, nur 
stattfinden, wenn Anzeichen eines Vergehens vorliegen und der Polizei­ 
richter seine Zustirnmung gibt. 

In seL~em Urteil Nr. 44 vom 23. Dezember 1987 (Belgisches 
Staatsblatt vom 27. Januar 1988) hat der Schiedsgerichtshof jedoch 
unter p~ B.7 .. a. entschieden, dass laut Artikel 10 der Verfassung 
dem Nationalgesetzgeber und nur ihm die Kompetenz zusteht, die Fälle, 
in denen F~ussuchungen im Sinne des genannten Verfassungs~r.tikels ange­ 
ordnet werden können, und die Form, in der sie erfolgen können, zu 
regeln. 

Da angenonrnen werden darf, dass die Verfasser des Entwurf's 
das ~iJort "Dur-chsuchung'' in der hier untersuchten Bestirrrrnung nicht in 
einer anderen Bedeutung haben benutzen wollen als der, die das Wort in 
Artikel 10 der Verfassung hat, muss Absatz 2 von Paragraph 2 ge­ 
stricheY1 werden. 

3. Es wäre besser, Absatz 1 des Paragraphen 2 von Artikel 18, - wegen 
seiner allgemeinen Tragweite -, in einem gesonàerten Artikel aufzunermen. 
Dieser Artikel gehört ausserdem eher in ein Kapitel "Schlussbestimmungen", 
in dem die Bestimmur~en der Kapitel VIII, IX und X vereinigt werden kö:rnteY1. 

Artikel 19. 

1. Dieser .A_Y'tikel verleiht "dern Staat, der Gemeinschaft, der Provinz 
und der GemeindelT das Recht, endgültig geschützte Güter und aueh in der Um- 
ge8ung solener Güter ge:;_egene Gebä.ude 
eignen. 

+ •• / ••• 
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Enteignung ist laut Artikel 11 der Verfassung nur ZUID Nutzen 
der Allgemeinheit möglich. Der allgemeine Nutzen, der mit den fraglichen 
Enteignungen angestrebt iiird, ist der Schutz des unbeweglichen Kultur­ 
erbguts. Dies gehört - innerhalb der Grenzen des Gebiets, wofür die 
Deutschspracbige Gemeinschaft örtlich zuständig ist -, ZUID Kompetenz­ 
bereich der Letztgenannten, unter Ausschluss der Zustä~digkeit des Staates. 
Das in ftxtikel 19 vorgesehene Enteignungsrecht kaon also für im deutsch­ 
sprachigen Gebiet gelegene Güter nicht dem Staat verliehen werden. Ein 
in Anwendung von Artikel 19 des Entwurfes enteignetes Gut könnte jedoch 
naehträglieh, gemäss Absatz 4 dieses Artikels 19, dem Staat unter den 
Bedingungen übereignet werden, die die Behörde, die das Gut enteignet 
hat, ihrer Meinlli~ naeh auferlegen muss. 

Der Einwand, der gegen das Verleihen des in Artikel 19 vorge­ 
sehenen Enteignungsreehts an den Staat erhoben werden kaon, gilt nicht 
hinsichtlich der Provinzen - in vorliegendem Fall kan~ es sieh natürlich 
nur urn die Provinz Lüttich handeln - und der Gemeinden, da die Provinzen 
und Gemeinden untergeordnete Behörden sind, die dureh eine Gemeinschaft 
kraft Artikel 46 des ordentliehen Gesetzes vom 9. August 1980 zur Reform 
der Institutionen an der Ausf~~ der Politik dieser Gerneinsehaft beteiligt 
werden können, 

2. Es mus s angenommen werden, dass man in der Best imnzng des Err'.::vJi__;_._-'-'fs, 

in der als Grund für die Enteignung der "aussergewöhnliehe kulturhistcrische 
Wert" eines Gutes angegeben wird, anseheinend nur mit einern Sarrmelbegriff 
gemeint hat, dass einer oder mehrere der in Artikel 2, 2°, aufgezählten Gründe 

fÜr die Unterschutzstellung in hohem ~~sse vorhanden sind. 

I 
••• I ••• 
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Als zweiter Gr~~d für die Enteignung gibt Artikel 19, Absatz 1, 
die Tatsaehe an, dass ein Denkmal naeh Meinung der Denkmal- und Land­ 
sehaftsschutzkorrnrission nicht hinreichend unterbal.ter; wird. Diese Best Im­ 
lTIUP..g sollte verdeutlieht werden. WLirden die Begriffe "Denkmal", tlEnsemble" 
und "Landschaft" - wie in diesem Gutachten bei der Untersuehung von 
Artikel 2 suggeriert wurde - so definiert werden, dass sie deutlich von­ 
einander V~ unterscheiden wären, so würde die Bestimmung nämlich nicht 
für alle unbewegliehen Güter geIten, die zu einem Enserrble oder einer 

Landsehaft gehören, sondern nur für die Denkmäler im engeren Sinn. 

3. Hinsiehtlieh Absatz 4 von Artikel 19, dem zufolge ein in Anwendung 
dieses Artikels gesehütztes Denkmal (lies: gesehütztes unbewegliehes Gut) 
öffentlieh-rechtliehen oder privatreehtlichen Personen übergeben werden 
kaPn, SL'Yld folgende Bemerkungen zu maehen. 

Das im ersten Satz benutzte Wort "übergeben" hat keine genau um­ 
scr~iebene juristisehe Bedeutung, während die entworfene Regelung dem 
zweiten Satz nach nur rür einen "Verkauf" - al so fUr keine andere FOI"" von 
Ubertrag~ - geIten würde. Im ersten Satz muss durehaus ein Wort benutzt 
werden, dass eine deutliehe juristische Bedeutung bat und ausserdem rrit dem 
zweiten Satz übereinstimmt. Will man Absatz 4 von Artikel 19 eine grössere 
Tragweite geben,als der zweite Satz es ver.m~ten lässt, so könnten zum 
im ersten Satz das Verb "übertragen" und 1.11 zweiten Satz die 'I'ermirri 
und "Cber-t.ragurgsakt" benutzt werden. 

AufgP~d der Umstände, die zur Enteignung (aussergewöh'Yllicher 
kulturhistoriseher Wert oder unzureiehender Unterhalt eines end~ltig ge­ 
sehützten Guts) gefÜhrt haben, und aueh urn zu vermeiden, dass die dureh 
Artikel 19 gebotene Komb~'Ylation (Enteignung und naehträgliehe uoertrag~g 
an eine öffentlieh-reehtliehe oder sogar privatreehtliehe Ferson) missora:..<cht 

I ... / ... 



SVJ. L. 17.296/8 

wird, kann die Frage gestellt werden, ob eL~e Ubertragxng durch eine 
Prov~nz ader eine Gemeinde nicht der ErmäChtigung ader Zustimmung der 
Exe~~tive unterliegen m~ss. 

4. Laut Absatz 5 von Artikel 19 kann unter Einhaltung des in 
diesem Artikel festgelegten Verfahre~B auch ein Gebäude enteignet werden, 
"urn ein endgültig geschütztes Denkmal (lies : endgültig geschütztes 1..L.YJ.be­ 
wegliches Gut) zu isolieren, herauszustellen ader zu sanieren ader eiYJ. 

Gebäude, das im Sichtbereich eines De~Jmals (lies eines endgJltig ge­ 
schützten unbeweglichen Gutes) gelegen ist, we~n es ... den ästhetischen 
Wert des Denkmals (lies : des endgültig geschützten unbeweglichen Guts) 
mindert". 

Wie die fragliche Besti.rrrnung abgefasst ist, würde sie also auch 
die Enteignung van Gebäuden, die ausserhalb des Sichtbereichs eines end­ 
gültig geschützten u..YJ.beweglichen Gutes gelegen sind, ermöglichen, urn das 

betreffende geschützte Gut zu isolieren, herauszustellen oder zu sanieren. 

Eine sa weitgehende Auslegung wäre mit dem allgemeinen System 
des Entwurfes schwerlich zu vereinbaren. Wenn der Begriff "Sichtbereich" 
benutzt wird und wenn die FestlegQDg des Sichtbereichs besti.mmten Regelr: 
unterliegt - ein Sichtbereich kann erst bei der endgültigen Unterschutz­ 
stellung eines Gutes festgelegt werden, seine Grenzen müssen genau L~ einem 
dem Unterschutzstellungserlass beigerugten Plan festgelegt werden-, gescruent 
das anscheLYJ.end im Hinblick auf die Anwendung der Artikel 15 und 19. 
Könnten die Grenzen des Sichtbereichs für die Anwendung eines dieser Artikel 
überschritten werden, so würden die für die Festlegung dieser Grenzen zu 
beachtenden Vorschriften jedcch ihre Bedeutur~ verlieren. 

I ... / ... 
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Es scheint demzufolge, dass die in Artikel 19, Absatz 5, ange­ 
gebenen GrInde zur Enteignung eher kw~ulativ mit der Beding~~, dass es 
sich urn ein im Sichtbereich des geschützten unbeweglichen Gutes gelegenes 
Gebäude handeln IT1USS, anzuwenden sind. Der Text der hier untersuchten Be­ 
stimmur~ wird demzufolge in diesem SL~e neu bearbeitet werden illÜssen. 

Artikel 20. 

L~er diese Bestirnmung, der zufolge kein vorläufig oder endgültig 
geschütztes unbewegliehes Gut ohne die Zustimmung der Exek~tive mit Dienst­ 
barkeiten öffentlichen Nutzens belegt werden darf, muss, ânsowe.i.t es 
sieh urn .~~elegerheiten r~delt, für die die Deutsehspraehige Gemeinschaft 
nicht zuständig ist, dieselbe Bemerkwng wie für Artikel 16 des S~tw~fes 
gemacht werden. 

Artikel 21. 

1. Paragraph 1 erlegt der Verwaltung der Deutschsprachigen Gemein- 
schaft die Verpfliehtung auf, auf die von der Exekuti ve bestirnrnte T.'J'eise 
das Verzeiehnis der vorläufig oder endgQltig gesehützten Denkmäler, Ensembles 
und Landschaften ständig zu fÜhren, aber Paragraph 2 bestimmt seinerseits, 
dass dieses Verzeichnis aueh bei der Gemeindeverwaltung eir~esehen werden 
karn und dass dort auch Auszüge aus diesern Verzeichnis erhältlich sind. 
Aus der Kornbination der beiden Paragraphen, - die aufgrund ihres Inhalts 
besser in zwei getrennte Artikel aufzunehmen ~~en -, geht hervor, dass der 
Verwaltung auch die Verpflichtung aufzuerlegen ist, den Gemeinden, bezüglich­ 
der auf ihrem Territoriwn befindlichen Güter, eine Abschrift des von L~ 
auf'zus te l Ienden "rlerzeicl"':d.sses S2~'Ii~ dessen Er-gânzungen und Anderungen zu 
besorgen. 

I ... / ... 
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2. Paragraph 3 regelt eL~e ganz andere Angelegenheit als die 
Paragraphen 1 und 2, nämlich das Jmbringen eines Kennzeichens an den 
endgültig geschützten Gütern. Deshalb wäre es besser, diesen Paragraphen 
L~ einen getrer~ten Artikel aufzunehmen. Ausserdem muss die dem .. 
Artikel 21 vorangehende Ubersehrift ar~epasst werden, urn aueh die L~ 
Artikel 21, § 3, geregelte Ar~elegenheit zu unu~assen. 

KaDitel V : Bezuschussung von Unterhalts-, Konsolidierungs- 

und Restaurierungsarbeiten a~ endg~ltig gesehützten Der~lern, 

an end~1ltig geschützten Ensewbles oder a~ in eL~er endgültig 

geschützten Landsehaft gelegenen unbeTNegliehen Gütern. 

In diesem Kapitel wird besti~t, unter welehen Bedir~gen für 
die AusfQ~~ von Arbeiten an endgültig geschützten Gütern Zuschüsse ge­ 
wä~t werden können. Die firanzielle Last dieser Zusehüsse wird haupt­ 
sächlieh der Gemeinsehaft und in geringerem Masse aueh der Provinz ~~d 
der Gemeinde auferlegt. Die Beteiligung der Provinz und der Gemeinde an 
der finanziellen Belastung der Bezuschussung liegt in der Lirie der im 
Gesetz vom 7. August 1931 vorgesehenen Regelung, deren Ersetzung der Ent­ 
wurf eben ~lr die Deutschspraehige Gemeinschaft bezweckt. Folglich scheint 
das Ausmass, in dem der Entwurf die Provinz und die Ge~einde an dieser 
Belastur~ beteiligt, r~cht weiter za gehen als die durch Artikel 46 des 
ordentlichen Gesetzes vom 9. August 1980 zur Reform der Institutionen den 
Gemeinschaften und Regionen gebotene Möglichkeit, die Provinzen und die 
Gemeinden mit der AusfQ~ ihrer Dekrete und Erlasse ~ beauftragen . 

. . . / ... 
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Artikel 22. 

1. Paragraph 2 könnte einfacher abgefasst werden, indern man 
die Worte "ernes endgültig geschützten Denkmals, Ensembles und/oder 
eines innerhalb einer endgültig geschützten Landschaft gelegenen un­ 
beweglichen Gutes" jeweils durch die Worte "des Gutes" ersetzen würde, 
da aus Paragraph 1 genügend hervorgeht, UIn welche Güter es sich handelt. 

2. Deutlichkeitshalber empfiehlt es sich, die Unterteilungen der 
Paragraphen 2 urn 3, denen ein Gedankenstrich vorangeht, mit 1°, 2°, 3°, 
usw. zu nurnerieren. 

3. Aue der Best imnmg, die in Paragraph 2 als vierter Punkt auf'-' 
genommen wurde, ist anscheinend zu sChliessen, das Zuschüsse für die 
Erneuerung oder VerbesseF~~ einer P~izungs-, Elektro- oder Sa~itär­ 
installation nur gewâhr-t werden können, wenn das Gut eine neue Bestim­ 
~~ erhält. Falls dies wirklich beabsichtigt wird, wäre es besser, 
diese Bestimmung mit derjenigen des dritten Punktes zusammenzu~Ggen, so 
dass sie eine einzige BestLJJmung bilden. 

4. Es wäre richtiger, im zweiten Absatz des Paragraphen 2 zu 
schre.iben "Die Zuschüsse können ebenf'aLl.s •.• gewährt werden " 
anstatt "... verwendet werden ... ". 

5. Das Auf'nermen der Worte "unt.er- anderem" in dern einleitenden 
Satz des Paragraphen 3 könnte darauf hinweisen, dass ausser den im Ent- 
wurf erwähnten Beùingungen auch andere Beding.;rÁgeD auf'er-Iegt T:!erde:c 
körmten, urn Zuschüsse zu erhalten. Da es offensichtlich nicht de!' Fall 
ist, müssen die fraglichen Ho!'te ausgelassen werden. 

. .. / ... 
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Artikel 23, 24 und 25. 

., 
.1.. Die Besti~en der Artikel 23, § 2, 24 und 25 finden nur 
Anwendung, insoweit es sieh urn Arbeiten handelt, die van den in diesen 
Bestimmungen erwähnten juristisehen Personen "ausgerûhrt;" werden. Wie 
aus der Be~1ndung des ftxtikels 24 hervorgeht - einer Begründung, die 
vermrt.Li.ch auch rDr die Artikel 23, § 2, und 25 zutrifft -, '\11.11 man 
auf diese Weise vermeiden, dass die betreffenden juristisehen Personen 
verpfliehtet werden körnen, die Kosten für Arbeiten wit zu tragen, die 
dureh eine höhere Behörde an den genannten Personen gehörenden Gütern 
ausge:führt werden. Die Texte lassen es jedoeh dahi.'1gestellt sein, ob es 
sieh in diesen Fällen unbedingt urn Güter handeln muss, die Eigenturn 
der juristisehen Persan sind, die sie ausfübxt. Es erseheint bereehtigt, 
die Artikel 23, § 1, 24 und 25 in soleher Weise zu interpretieren, aber 
dann erhebt sieh die Frage, welehen Sinn Artikel 23, § 1, wahl haben 
kann , DeutJ..iehkeitsr..alber wâre es auf jeden Fall ratsam, dass aus den 
Artikeln 23, § 2, 24 und 25 gegebenenfalls hervorgeht, dass es sieh lli~ 
Güter handeln rnuss, die aueh Eigenturn der juristisehen Persan sind, die 
die Arbeiten ausführt. 

2. Falls Artikel 23, § 1, er-ha.rt.en wi.rd, sehreibe man in dieser 
Best.irrrnmg "einer Region" (anstatt "der Reg.ion") und "eáner Geme inschaf't " 
(anstatt "der Gemeinsehaft!T). Es ist ja durehaus möglieh, dass eine andere 
Region ader eine andere Gemeinsehaft als diejenigen, deren örtlieher Zu­ 
ständigkeit das Deutsehspraehige Gebiet unterliegt, in diesem Gebiet Güter 
besitzen. Ein zweiter Grund , in _4rtikel 23, § 1, nicht van "der Gemeinsehaft'_' 
zu spreehen ist, dass dieser Ausdruck dann "die DeutsehspraehÏge Gemeinscr.aft" 

bedeuten würde und es keinen Sinn l'lat, dass ein Dekret der Deut schspr-acrrigen 
GemeL'1schaft eine Regelun~ in bezug auf die Bezuschussur~ van Arbeiten a'1 
dieser Gemeinschaft gehörenden Gütern erlässt. 

.. .. ,/ .... 
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In derselben Besti.rnmung ver'dende man ausserde:n - statt ''l'~. ~ln- 

r-i.cntungen ôf'f'ent Li.chen Interesses" -, den Ausdruck "öffentliche Eiri­ 

r-i.chtungen'", der of'f'enbar der Absicht der Verfasser des Entwurf's besser 

entspricht. 

Ausserdem schreibe man "Die Bestimmungen dieses Abschnitts" 

anst.at.t "Nachf'c Igende 3estirr.mungen". 

3. Wie bei der Unters~ehung des Artikels 2, untel' Punkt u, be~er~~ 

wurde, empfiehlt es sien, die in diesem Artikel aufgenommenen DefL~iticnen 

van "provinziale 3ehörden" und "lokale Behörden" dureh Erg2nzungen der 

Artikel 24 und 25 21..'. ersetzen, wobe.i die j eweiligen iill'l1endungsbereiche 

dieser Best.Inmungen zu präzisieren wären. 

Ar-t ike l 26. 

1. Es sollte präzisiert werden, was in diesem Artikel unter de::: 

Ausdruck "unoewegl i.ches Gut enne JVlÏetwert" zu verstehen ist. Nach dern Bei­ 
spiel dessen, was ,il.rtii<:el 2, 2°, des Gesetzes vorn 30 .. C\.pril :951 über cae 
I-Iandelsrnietverträge best inmt., - unter Berüeksiehtigu.ng j edoch der !r,it~ler­ 

weile in der Steuergesetzgeblli~g eingetretenen Anderungen -, könnten als 

unbeweg.l.i.che Güter orne Hiet'wert die unbeweglichen Güter angesehen '.-Jer::en, 

die gemäss Artikel 8 der Einkommensteuerordnlli~g steuerbefreit sind. 

Die niederländisehe Ubersetzung des Artikels 26, § 1, ist 

d.ahingehend zu ver-besser-n, dass daraus hervorgeht, dass die Mietwert­ 

bedingung nicht nur fÜr die Denkmäler und Ensembles gilt, sondern 

auen fur die in e iner Landscraf't ge Iegenen GUter . 

... / ... 
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2. Dass Artil<.:el 26, § 1, nur für von natürlichen Personen und 
"privatrechtlichen" juristischen Personen ausgeführte Arbeiten gilt, .. 
ist zwar aus der Uberschrift des Abschnitts zu erschliessen, in dem 
Artikel 26 aufgenommen worden ist. Da jedoch angenommen wird, dass t~er­ 
schriften keinen norrnativen 'wert haben, empfiehlt es sieh, aueh in 
Artikel 26, § 1, "privatrechtliche Personen" statt "natürliche oder 
juristische Personen'! zu schreiben. 

Artikel 27. 

1. Die in den Paragraphen 1 und 2 bestimmten Beträge sind laut 
Paragraph 3 an den Verbraueherpreisindex gebunden. Der Entwur-f' best inmt 
aber ni.cht , welche Ange l.Indexzáf'f'er- als Grund.Iage genommen werden ~1fÏ ........ Y>Cl 

und nach welehen Regéln die Bindur~ erfolgen wird. Diesbez~glieh kÖDnte 
~an sieh dureh die Regelungen über die L~exbindung inspirieren lassen, 
die dureh die Gesetze vom 2. Aug~st 1971 und 1. März 1977 e:L.~efÜb~t worden 
sind. 

,..., 
é.. Wie bei der Untersuchung des Artikels 2 unter B~ 4 bemerkt 
"WlU'de, "WÜrden die Definitionen von "Einkommen" und "Person zu Lasten" eher 

in Paragraph 1 des hier untersuchten Artikels 27 gehören. 

Artikel 28. 

1. Dieser _~'tikel bestimmt, zu welchem Prozentsatz die von privat- 
reehtliehen juristischen Personen an geschützten Gütern ausgeführten -~- 
bei ten von der Gemeir..schaft, der Provinz UI:.(:: der Ge:nei:rde bezuscnusst 
werden. Es fällt auf, dass diese Sätze erheblieh niedriger sind als die­ 
jenigen, die ge:mäss Artikel 27 fUr von natürliehen Personen ausgefÜhrte 

Arbeiten ge It.en. Nach Aussage des Vertreters der Exekut ive erklärt dieser 
... / ... 
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Un~erschied sieh aus der Tatsaehe, dass juristisehe Fersonen ~~ a11- 

gemeánen über mehr Fir.:anzmittel veri'Ugen. Anscheánend hat man diesbe­ 
v~glieh besonders an C~ldi..'1Stitute gedacht. Es erhebt sieh die Frage, 

ob ~an diesbezliglieh richt v~ allgemein überlegt D~t und ob es nicht 

notwendig ist, je naeh der Art der juristisehen Person ei..'1en Unter­ 
sehied zu machen (siehe z.B. die ftxtikel 20, 21 und 22 des Dekretes der 
Plämisehen Gemeinscr.a!,,'t vom 17. November 1982 über den Schutz des 

beweglichen Kult1Z'erbgu.ts,. Eelgisches Staatsblatt vom 4. r'ärz 1983). 

2. Aus dem bei der Untersuehung des Artikels 26 unter PurlŒ 2 
genarmten Grund scnreábe man auch lm vorliegenden _.;rtikel "prdvatrecbt l.iche 

j1..U"istisehe Personen" statt "juristische PersonenlT, 

Artikel 29. 

1. Dieser Art.!kel best inmt , dass Zuschûsse für Arbeiten, die ven 
privatreehtliehen Personen an ei...'1B~ gesehützten Gut ausge~J1L~ werden, 
unter der Bedingung gewtL~ ~'1d be['.alten werden, dass die Eigentüwer 

und/oder die Niessbraueher des betreffenden Gutes best:i.mrnte Verpflich­ 
tungen eingehen. 

Man darf von der Arr~e ausgehen, dass die Verpflieht~en des 
~igentümers dieselben sind, ur.geaehtet der Tatsache, ob auf dem Gut e~ 

Niessbraueh lastet cder nicht, Folglieh rNäre es riehtiger, j edesmaä , werm 

es sich um VerpfliehtQDgen handelt, VJ schreiben 

(nicht: und/oder) die Niessbraueher". 

"die Eigenru'11er und 

Es T,.r2:e nützlich, ~'1 der Begründung zu verdeut.Li.chen, dass es 

s icn r":"er urn Verpf'Li.cntungen handelt, die ver; den Betre:::~enden 
einzugehen s~~d. 
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2. Urn mit grösserer Genauigkeit anzugeben, wae Iange das urrter- 
Punkt 1° erlassene Verbot gilt, und damit diese BeStL~ zugleieh 
besser an diejenige des 2° anschliesst, schreibe man unter 1° Il der 
endgl11tigen Abnahme der Aroed.ten'' statt "dem Ende der Arbedt.en". 

3. Wie Punkt 2° abgefasst worden ist, körnte die Exekwtive nur 
eine Abweiehung von dem Verbot, das geschützte Gut mit neuen dingliehen 
Rechten zu belasten, gestatten und also nicht von dem Verbot, das Gut 
zu veräussern. Es erhebt sich die Frage, ob dies der Absicht der Verfasser 
des Entwurfs entsprieht. Diesbezüglich denke rran z.B. a~ die Folgen, die 
das Verbot, das Gut zu veräussern, für die Erben hab en würde, falls der 
Eigentümer des Gutes stürbe. 

Wenn eine Veräusserung vor Ablauf des in Artikel 29 best ânmten 
Zeitraurns von zwanzig Jahren doch möglieh wäre, ~ird man dafür zu sorgen 
haben, dass aueh der neue EigentÜJner die dureh diesen Artikel auferlegten 
Verpfliehtungen ünterschreibt. 

4. Das unter Punkt 3° vorgesehene Verbot, - das in die zivilreeht- 
lichen Beziehungen zwischen EigentÜJner und Mieter eingreifen würde, - steht 
in einem zu lockeren Zusarnmenhang mit dem Ziel des Entwurfs, als dass es 
in den Zuständi&~eitsbereieh der Deutsehsprachigen Gemeinschaft hinsiehtlich 
des Schutzes des Kulturerbgutes fallen könnte. Deswegen muss die Besti~~~ 
gestriehen werden. 

Die meisten der unter Punkt 4° auferlegten Verpflichtungen werden 
- urn armermbar ZU. sein - rnittels einer Ausf'ûhrungsbest înrnmg prä.zisiert 
werden m~ssen, weil die Nichteinhaltur~ dieser Verpfliehtur~en laut 
Artikel 31,2°, wit Rückzahlun~ des Zusehusses bestraft wird. 

. .. /' ... 
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r: 
O. Ar-t ike.l 29 'NÜrde übersiehtlicher und zusarrmenhângender- sein, 
wen~ die Verpfliehtungen, die diesel' ~xtikel auferlegt, Gegenstand eines 

ersten Paragraphen wären und die Sanktionen weger.. Niehteinl-'..s.ltung àieser 

Verpflichtungen in einen zweiten ?aragraphen auf'genorrmen 1:12:'en. Diese 

Neuordnung mUsste auch ausgenutzt werden, urn die Uber Iappung , sogar der: 
partiellen 'tIidersprueh zwisehen den Best imamgen des Artikels 29, 1° und 
2°, einerseits, und den Best irrmmgen des Artikels 31, 2°, ander-se it.s, 
au:zulöser... Dies könrfte man erreiehen, indem man die BestiT.ffiLL~ des 

Ar-t.ike ls 31, 2°, - die übr-igens irr. Abschrri tt 4, i:;. den sie auf'genorrmen 

worden ist, fehl am Platz ist, - in den o.a. Par2~aphen 2 eingliedern 

wûrde • 

Artikel 31. 

Wie schon bei der Unt.er-suchung von Artikel 29 bemerkt worder: 

ist (unter Punkt 6), TITùSS die Best:Lmmung des Jl.rtikels 31, 2°, ii: den 2:03:- 

genannten .t..rtikel übertragen werden. 

Kapitel VI AusgrabLL~ger.. LL~d ~~de. 

Artikel 32. 

1. Der errtwor'f'enen Regelung zufolge dûr'f'en archäologisehe Grab~r!.ge:I 

nur F~t Erlaubnis der Exekutive verriehtet werden. 

lm Entwurf ist nicht die Rede von e::'ner, der :;'-ó>la'J.cnis ver-an- 
h d -r r 1"~' d ~. t" 'J' braucl ,~ .. ge .. ene en r.onsu.zat aon er ._.lgen umer, rn.ess r'aucner' usw , GêS Jr~nist;'-12k3, 

auf dem die Ausgrabungen stattfinden werden. In Artikel 33 :·:ird nur ei:; 



1Ir 
- ,0 - Ar- .... ""1("'\ _ • .l.(.c:,:v/O 

Die Exekut ive und der Rat werden urteilen :nüssen, ob in den 
"- • • p. 1" __ ..:I d' j-, • • h --l E..'1vwurf nacht eme . ,ege ung au.: gencrrmen 'wer~en muss, :Le .LllY'..re:LC en ..... 

gewährleistet, dass die Exekutdve die Erlaubnis zur Verricht' .... mg von Aus­ 
grabungen erst erteilen "~i.rd, nacbdem sie von den etwaigen Beanstandungen 
und Bemerkur~en der Betroffenen Kerntr~s genommen 0~t und den möglicher­ 

weise zu ersetzenden Schaden r.at schätzen kënnen. 

2. Der Hauptgedanke , der dem Paragraphen 1 dieses Arti..1{els zugrunde 
liegt, würde in :'olgender Abfassung besser hervortreten ; "Gezielte arcbâo­ 
logische Grabungen dürfen nur mit der Erlaubnis der Exekutive und nach 

einer von ihr im Einzelfall festgelegten RegelU1i_g verricttet werden. Die 

Erteilung der Erlaubr~s und die Festleg~_g der Regelung erfolgen, rzctdem 
die Der~- l~'1d Landsch~~tsschutzkommission ein Gutachten abgegeben ~t. 

Unter der gleichen BediD~_g kann die Erlaubr~s entzogen oder die Regel~~ 
abgeändert werden ot • 

3. Es scheint kei..~en G~~d zu geben, die Exekutive r~cht zu 
verpflichten, auch über die Regelungen, die sie i..'1 Mwendur_g des Para­ 
graphen 2 festiegen würde, das Gutachten der Denkmal- und Landschafts­ 
schutzkcmmission eir2uholen. 

4. In Paragraph 3 muss präzisiert werden, 'welche die je~'leilige!". 
Aufgaben der Verwaltung und der Denkmal- und Landschaftsschutzkorrmissicn 
bei der Ausübung der Kontrclle über die geneh~~en Grabungen sein 
werden und über we lche ;1ittel sie f":.tr die Ausûbu .. ng dieser Aufgaber: ver­ 
fügen werden. 

.. .. / ... 
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_Dœ~ikel 

1. Der Begründung zufolge hat Paragraph 1 dieses .<\rti.'t{els Z'Uo'1l 

Ziel, der Exeku.tive das Recht zu ver-Ie ihen, flgezielte ar-chäc'lcgi.sche 
Grabur~en überall dort zu erlauben oder an~ûorànen, wo es (irr) nëtig 
er-schednt Il • 

Offenbar ist die Best inmmg so zu ver-stehen , dass sie nur 

für Ausgrabur.gen auf unbebauten Gr~"'1dstücken gilt : Ausgrabur~en, die 
den ga"'1zen oder partiellen Abbr~ch el...."'1es Gutes erfordern ~~en, 'NÜrden 

nä.mJ.ich das Eigenturnsrecht dermassen antasten, dass, wenn der 
t~er dem nicht zustimmen warde, eine vorar.gehende Enteign~~ nöti~ wäre. 

Ausserdem werden die Verpflichtu...,1g, di.e Grabu...'1gen zu dulden, und der 
SC02der~ersatzansp~~ch 111r alle Personen geIten und nicht nur fUr 
die, Il die Recht &"'1 e.inem Grur..dst~ck besi tzen Il • 

Die Tragwei te der ersten Z'.tIei Sätze des Faragraphen 1 - ir.sofern 

sie i...~ obenstehenden ricntig el....~eschätzt wurde - würde i...~ folgender Ab­ 
fassung besser zur Geltung kenmen : Il'i-Jerm die Exeknt.ive archäoâogi.sche 
Grabur.gen auf einem UI1bebauten LL."'1beweglichen Gut ar.geordnet ha~, kar~ 
nierr~"'1d sich dem widersetzen, unbesc03det des Anspruchs auf Ersatz dureh 
die Gemeinsenaft -des dadizrch erlittene!1 Scbadens". 

Der Schadenser-sat.z , mit dem die Gemeinschaft duren die se Eestim­ 
ml.lng belastet wird., wird s~cn selbstverständlich nur auf den Schaden be­ 
ziehen kërnen, der bei in Ubereir.stimmur~ mit èer diesbeZ'~glich 'Ion der 
Exekutive :estgelegten Regelun~ 'jerrich~eten Ausgrabu..."'1gen entstehen w~~e. 

Aus~abu...~~en ve~ichtet, diese Regelur.g nicht stri...'t{t eir.gerzlten bat, sc 
~f~d der ~satz jieses zusä:zl~chen Schaèe~s gerräss der Regelw~ des g2- 

:aste~ QleSe~ ?e~scn ge~e~~ 



" c:.. Der dritte Satz des Paragraphen 1 muss gestrichen we~den, da es 

- abgesehen ven der Frage, inwiefern diese Vor-scnr-Lf'ten von dem diesbezüg­ 
~~eh be~o;-s ~el~enQ'en Re0ht· ~~Me;c~er. - e;~er '~me;~~ch~f~ ~;"h~ ZUS-~h~ ..... .J....L ~ 0 lt.. ........... c:.iJvv' .... .1...:. .. 1. , ~..:. _~ ... l:..:..J.,U.,;) ld. v .1.';'"""",,,_ .. '-' 4.1 !...Ic.:. ... \,..., 

Vcrschri~ten in bezug auf das bürgerrechtliche Verfa~en ~~ erlasser.. 

3. Paragraph 2 des .Artikels 33 enthäl t e.irrige Vorschrifter. bezüglicE: 
Ger bei gezielt verrichteten arehäologischen Grabungen geITachten Funde, wie 

das Eigenturnsrecht auf den ~~d, den Anspr~ch auf Ver~Jtung des EigentÜIDers, 

L~ dessen Gut der Fund gemacht ~~e, die Ausstellung des Furrles, wissen­ 
schaftliche P~blikationen bezüglich des Fundes und die Veräusse~~ des 
Fundes • 

In Anbetracht sei nes Innar ts wäre es besser , ?aragraph 2 :L'1 eirl en 
getrernten Artikel auf~ermen. 

4. VernünftigeI"tleise miss angencnmen vierden, dass die Bestdnmmgen 
des Paragraphen 2 auen auf die zufällig gemachten Funde :Un Sinne ven 
Artikel 32, § 2, - das heisst, auf Funde , die gemaeht werden, orne dass 
die Exekutive bereits in die Ausgrabung ei.Ylgewilligt hat -, .iUJ:rN"end1.L."1g 

finden werden. Es wäre gut, dies In der Begründung 211 bestätigen. 

? Bei gezielten arehäologiseten Ausgrabungen bat der ::igentiilller 
des Gr~dstüeks - kraft des ersten Absatzes des ?aragraphen 2 - ~~ Lasten 
der Person oder der Körpersehaft, die die Ausgrabung verrichtet, Ansprucn 
auf eine iJerg'ïtung in Höhe des halben Wertes des Fundes . 

Es 
Ar-t ike.l 552 des BŒrgerlichen Gesetzbuehes "das ~igent'JTIl des Gruncst.ûcks 
L'1 sien das Ei.gent.urn dessen, was auf und .im Boden ist, umï'asat ". Jie 
ent'.AJorfene Regelur.g karn jeeoeh als eine wesent Licne ;vr2ssnêl';rr:e e:.::e::, ?c'::'it~'...: 

... / 

bezüglich arcl-.äclcgiscter- Ausgrabungen betrachtet i.Terden -w:d desr:.ê..2.:: ::..:: J.=--S- 



Die Bestrinming bezüglich jer Anruïung der Gerichte anlässlich 'lor. 

Streitigkeiten über die geschuldete Vergtitung - eine Best irrrnmg, die übrigem 
nur eL~e wer~g präzise Formulier~ des diesbev~glich geltenden gemeL~en 
Rechts ist - WMSS gestrichen werden, weil es eL~er Gemeir.sc0zft no~aler­ 
weise ruent zust.eht , Verschriften auf dern Gebiet des bürgerrechtlicr ... en iTer­ 

fahrens zu erlassen. 

;'" o. Laut Absatz 2 des Paragraphen 2 karn die Exek~tive bestL~en, dass 
die Funde, die das Ergebr~s gezielter archäclogischer Grabungen im SL~ne 
des Artikels 32 sind, als Leihgabe über-Lassen werden müssen, urn ëffentlich 
ausgestellt ZU werden, Es kann nicht beabsichtigt worden se.in , auf diese 
'\.Jeise j emandern aufzuerlegen, e inen Fund als ständige Le ihgabe zu 1ber­ 
lassen, da eine so Lche Massnar.me auf eine verborgene Enteignung hinaus­ 
laufen wih~e. Es empfiehlt sich, gegebenenfalls mittels eires Erlasses 

mit Verordnur..gscharakter der Exekutive, die BedL~.gen festzusetzen, 
unter denen es mëglich SeL'1. 'w:~d, das hier bezeicrnete Recht ~~ Pr.œpr~ch 

zu nehmen. 

7. Das "Publizieren eines Funds in einer wissenschaftlichen ?ach- 
zeitsehrift" ist ei..'1.e Formulier..mg, deren Knappheit dazu führt, dass sie 

in sprachlicher Hir~icht nicht éL~w~'1.dfrei und angesiehts ihres IDrzlts 

ri eht begreifbar se in würde. 

8. L"'11 letzten Satz des Paragraphen 2 wiJ'd best irrmt , dass die Verwar- 
tung bei Veräusser~ eL'1.es archäologischen Funds das Recht hat, den N~en 

des neuen EigentÜIDers V~ kernen. ~'1. dieser ?assung bedeutet die Eest~:.IT:~~€ 

graphen 2 von j eder 'Teräusserung in Kenntrris gesetzt wercen :nuss 
darf, weI' der neue Eigentü~er iS0, w2r~end vielleich~ beabsichtig: 

':Jerden :::üssen. 
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Kapitel 'JII l:ierbur.g • 

1. Der Irl["1.alt des .~tikels 36 st ent in einer dennassen engen Bez iehung 
zu dem des Artikels 35, dass es besser ~äre, Fxtikel 36 als Absatz 2 de~ 

Artikel 35 hinzuzurügen. Artikel 34 könnte darm Absatz 3 dieses .4rtikels wer-den 
11J:1d könnte au!"' konkretere Weise fom..lliert werden : "Dieser Artikel ve.Y'steht 
unter \verbung ... " 

2. Artikel 35 steht dadurch nicht im Eir.klang rn:.t der in Artikel 2 
aufgenc~enen Definition des Siehtbereiehs, dass die se Besti~~g so ver­ 
standen werden könnte , dass sie auch den Siehtbereieh van i.11. ei.'1er ge­ 
sehützten La'1dsehaft gelegenen unbeweglichen Gütern betreffen warde. 

Diese Güter an sieh rzben ja keL~en Siehtbereieh, wcbei sien dêrn noch 
die Frage er-hebt - wie schon ::'r'J....1-:Ler bemerkt worden ist -, eb es ~'[ohl s inn­ 
voll ist, von dem Sichtbereich einer Landsenart zu reden. 

Ei.~e andere Frage aber ist, ob der Anwendungsbereieh des Artikels 35 
r~cht auf die geschützten Landschaften in ihrer Gesarntheit V~ erNeitern ist. 

Werm beabsiehtigt wtrd, dass Artikel 35 nur für endgültig ge- 
sehützte Güter gelten würde, da~11. müsste das aus dem ~ext hervorgehen. ~ù 

gegenteiligen Fall körnte diesbezJglieh in der Begründ~11.g eine PräzisierJr~ 
auf'gencrrmen werden . 

4. In bezug au.f Artikel 35 muss auch noch auf AJ.""'tikel 200, Absatz l, 
des Gesetzbuehes äber die der Sternpelsteuer gleiehgestellten Steuern auf- 

~erks~'1l geTâeht werden. Diese 3est~~g lautet folgendermassen : ~".~,~-...., -._. .. ..:.;"..,. ..... ~ 

der Scnönhe i t der Gec2.üè.e, :)er}:;-.2.2.er, .L\.tlssi:!hte!': und Landscbaf'ten 
Regierun~ e~ehtigt, das P~br~'1gen aller, ,Nie aueh ~~er ger2r~ten ?la~2te, 
oder- :::-; akat e d": 0 eir.e ::-o"["i sse ("!Y>~"'-"'-e LibeY>se~Y>o'; i-en an cestdrmte Jrte zu .- _.- "" -....... _:::._. • ...;_............ ... '_t...I_ _ .... .i.i.. '-'...I...;J ... , ._ 

":lerb:"ete!l" Absatz 2 des )='t:~ ke ls 2CO s:'eht Strafen vet: ':...:r~d . Acsat z 3 ces:::"'7::: ~ 
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Es handelt sieh hier urn Eine Sonderregelung, die neben dem 
Gesetz vom 7. August 1931 über die Erhaltung der Denkmäler und Land­ 
schaften eL~efÜhrt worden ist ~~d sieh erhalten r~t. 

Die Exekutive und der Rat der Deutsehspraehigen Gemeinschaft 
werden sieh also über die Frage ausspreehen IDÜssen, ob, lli~d wern ja, 
inwieweit sie diese Regelung - die einen breiteren Anwendungsbereieh 
aIs Artikel 35 bat, da sie sowohl fUr gesehützte aIs aueh für nieht ge­ 
sehützte Güter gilt, - erhalten wollen oder nicht. Im ersten Fall müsste 
der fragliehe Artikel 200 aufgehoben werden, insofern er irn "\ATidersprueh 
zurn Artikel 35 steht; irn zweiten Fall müsste die gesamte Bestimmur~ auf­ 
hoben werden. 

Kapitel VIII : Strafrechtliehe Bestimmur~en. 

Kapitel IX : Schlussbestimmungen. 

Kapitel X : uoergangs- und AufhebungsbestL~en. 

1. Wie bereits bei der Untersuehung des Artikels 18, § 2, verge­ 
sehlagen worden ist, könnten diese Vorsehrift und die Bestimmungen der 
Kapitel VIII, IX und X in einem e inz.igen Kapitel "Schlussoest.jnmungen" 
zusammengefasst werden. 

2. Laut Artikel 37, 3°, setzt sieh u.a. derjenige, der die in 
seinem Besitz befindlichen Funde IIder Forsehung vorenthältll, den in 
diesem Artikel bestimmten Strafen aus. 

Diesbezüglieh muss bemerkt werden, dass ~icht nur in der 
strafrechtliehen Bestimmung, sondern aueh anderswo vorzuschreiben ist, 
urn welche Forschlli~g es geht und welches die etwaigen Rechte der Behörde~ 
und die Verpfliehtungen "derjenigen, die Funde 1...1'1 .ihrern besitz haben'", 
sind. 

I 
••• I ••• 
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3. Artikel 11 des Sondergesetzes vom 8. Aug~st 1980 zur Reform der 
Institutionen - eine BestLurnur~, die laut Artikel 5 des Gesetzes vam 
31. Dezember 1983 über institutionelle Reformen für die Deutsehspraehige 
Gemeinsehaft aueh für letztgenannte Gemeinsehaft anwendbar ist - bestimmt, 
dass Dekrete die Niehteinhaltung ihrer BestLï.mUngen unter Strafe stellen 
körmen und "gemäss Bueh l des Strafgesetzbuehes" Strafen wegen Niehteirl1al­ 
tung festlegen können. 

Der Schiedsgerichtshof hat in seinem Urteil Nr. 44 vom 23. Dezerrber 
1987 (Belgisehes Staatsblatt 27. Januar 1988) unter Punkt B. 15 entsehieden, 
dass es dern Dekretgeber nicht zusteht, BestL~en in bezug auf die Anwend­ 
barkeit bzw. Niehtanwendbarkeit der Bestimmungen ven Buch l des Strafgesetz----­ 
buches zu verabsehieden, ungeaehtet der Frage, ob er van ihnen abweicht, sie 
bestätigt oder sie fûr anwendbar erklärt oder nicht. Die Bestirnmur~en der 
-Artikel 38 und 39, letzter Satz, überschreiten demzufolge die Zuständigkeit 
der Deutschsprachigen Gemeinsehaft. 

4. Laut Artikel 40 des Entwurfs werden die dureh die Anwendung 
des Dekrets entstehenden Geldforderungen zugunsten der Deutschsprachigen 
GerneL~schaft im Auftrage der Exekutive dureh die Verwalt~~ der Mehr­ 
wertsteuer, der Registrie~~ und der Domänen rnittels eines Zwangsbefehls 
beigetrieben. 

Diese Bestimmung muss im Zasammenhang mit dern Gesetz vorn 
18. Dezember 1986 (Belgisches Staatsblatt vom 24. Februar 1987) gelesen 
werden, dureh das die Beamten der genannten Ve~~ltung ermächtigt werden, 
auf Antrag, im Namen und für Rechnung der Gemeinsehaften, der Regionen und 
der von ihnen abhängenden Einrichtungen öffentlichen Interesses aIle Do­ 
mänenbefugnisse auszuüben, die sie hinsiehtlieh der Staatsgüter innehaben, 
e:'nsc:t.:::'_iesslic:h der nichtste'J.erlic:r..en Schuldforder1JJî.gen. Z11 diesem Zweck 

sind diese Beamten - aufgrund desselben Gesetzes - auch berechtigt, Ver­ 
folgLlIlgen einzuleiten und Enteig;lUY',gsverfahren anzuwenden. 

I 
••• .I ., • 
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Diesem Gesetz vom 18. Dezember 1986 entsprechend hat die Deutsch­ 
spraehige Gemeinschaft bereits a~ 9. J~~ 1927 eL~ Dekret verabscqiedet 
(Belgisehes Staatsblatt vom 18. Dezember 1987), in dem bestimmt wird, dass, 
werm die Gemeinschaft oder eine von ihr abhängende Eirlrichtung öffentliehen 
Interesses die vorgenannten Beamten in Anspruch neh~en, urn vermögensreeht­ 
liche Handlu.ngen dur-chzuführen, diese Beamten drum im Namen und fUr 
Rechnung dieser Gemeinschaft oder der betreffenden Einricht~~en alle 
Bef~isse ausüben, die sie aufgrund der Gesetze und deren AusfÜhrJngs­ 
erlasse binsichtlich der Staatsgüter L~ehaben. 

Die wesentliche Bedeutung von Artikel 40 liegt de~2ufolge darin, 
dass er - ftir die durch die Anwendung des entworfenen Dekrets entstehenden 
Geldforder~en - die durch das Gesetz vom 18. Dezember 1986 gebotene 
lViëglicbJœit, die Bearnten der Verwaltung der Mehrwertsteuer, der Regis­ 
tr-ieru ... ng und der Domänen in Anspruch zu nehmen , ausnutzt, urn die Anspruch­ 
rahme dieser Bearnten ftir obligatorisch zu erklären. Diesbezüglich karn 
die Frage gestellt werden, warurn in Artikel 40 nicht auch eine analoge 
Regelung r~nsichtlich der &~teigr.ungen, die die Exektltive in Anwend~'1g 
des entworfenen Dekrets wird anordnen können, getroffen wird. 

Insofern Artikel 40 sich auf die Geldforder~~en zugunsten der 
Deutschsprachigen Gemeinsehaft bezieht, ist die Abfassung des P~tikels 
pleonastisch, indem weiter noch ein~al präzisiert wird, dass die Beträge 
zugunsten des Hausha~ts der Deutschsprachigen GemeL~schaft beigetrieben 
werden. Es wäre jedoch wohl nützlich, eventuell zu präzisieren, dass die 
auf diese Weise beigetriebenen Beträge einem besonderen P~ushaltsfonds der 
DeutschsprachÏgen Gemeinschaft zuzurl1hren sind : so würden r~ich die 
durch Artikel 29 des Entwurfs auferlegten Weitergaben bestirnmter Teile 
dieser Beträge an die Provinz oder Gemeinde vereinfacht werden und w2rde 
im übrigen auch die ursprüngliche haushaltsITässige Zweckbestimmung dieser 
Beträ.ge ge"~ar..rt wer-den, 

. .. / ... 
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5. P~tikel 41, § 2, muss L~ einen getrernten, an Artikel 41 a~zu- 
sehliessenden tLr.tikel aufgenommen werden. 

Die übrigen BestL~en von Pxtikel 41 fasse ~~ wie folgt ab 

"Art. 41. Auf'gehoben sind 

1° das Gesetz vom 7. August 1931 über die Erhaltung der De~äler und 
Landschaften, insofern es sieh auf die Deutsehspraehige Gemeinsehaft 
bezieht; 

2° der Erlass mit VerorQ~~~gsehara~er des Rates der deutsehen Kulturge­ 
meinsehaft vom 13. Juni 1983 zur Bezuschussung von Arbeiten an den ~~ter 
Denkmalschutz stehenden Gebäuden". 
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Die Kammer setzte sich z~sammen aus 

Herm J. NTIVJrv'!EGEE.BS , Staatsrat, Vorsitzender, 

Herm W. DRBOOVER, Staatsräte, Frau M. \.lRTI'ITS , 

den Herren J. GIJSSELS, Beisitzer der 
J. HERBOTS, Geset.zgebungsabt.e.i lung , 

Frau F. LIEVENS, Kanzler. 

Der Bericht wur'de von Herm E. :riAES:aROUCK, Auditor, vorge legt. 

DER KANZLER, DER VORSTI'ZENDE, 

F. LIE'"vN'JS . J. Nll'ill\'IEGEERS, 

Das Gutachten l~de unter der Aufsicht von Herm E. HAESBROUCK, 
Auditor, übersetzt. 

G . SCHC'E[~'Sqs. 


